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Allgemeines:  
 
Die Bezirksvertretung Stieghorst und der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bielefeld ha-
ben am 11.06.2015 bzw. am 23.06.2015, 08.09.2015 und 03.11.2015 über die 6. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. III/Ub 2.2 „Wohnen am Bollholz“ auf Grundlage der Vorentwurfsunterlagen 
beraten. Die Beschlüsse zur Einleitung des Bauleitplanverfahrens sowie zur Durchführung der 
frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß BauGB wurden in der Sitzung des Stadtentwicklungs-
ausschusses am 03.11.2015 mit dem Zusatzbeschluss gefasst, die Auswirkungen des Bauvor-
habens auf die Infrastruktur des Ortsteils Ubbedissen bezogen auf die Kapazitäten der Kanali-
sation, des Verkehrs sowie der Angebotsstrukturen von Kitas und Schulen zu prüfen.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB erfolgte durch einen Unter-
richtungs- und Erörterungstermin am 19.01.2016 in der Grundschule Ubbedissen, Detmolder 
Straße 697 sowie durch die Möglichkeit vom 11.01. – 29.01.2016 schriftlich oder zur Nieder-
schrift Stellungnahmen abzugeben. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
wurden gemäß § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom 01.12.2015 um Stellungnahme bis zum 
19.01.2016 gebeten. Die städtischen Fachämter wurden ergänzend darum gebeten, im Rah-
men ihrer Stellungnahmen auf den o. g. Zusatzbeschlusses Bezug zu nehmen. 
 
Über die eingegangenen Stellungnahmen ist in den Sitzungen der Bezirksvertretung Stieghorst 
am 07.09.2017 bzw. im Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bielefeld am 19.09.2017 beraten 
sowie die Offenlage des Bebauungsplanentwurfs beschlossen worden. Die öffentliche Ausle-
gung fand anschließend in der Zeit vom 27.10.2017 bis einschließlich 27.11.2017 statt. Die Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 06.11.2017 um 
Stellungnahme bis zum 18.12.2017 gebeten.  
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sowie der Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (2), 4 (2) 
BauGB vorgetragenen Stellungnahmen sind in den folgenden Tabellen unter den Punkten A.1 
und A.2 zusammengefasst worden. Zur Wahrung der Übersichtlichkeit werden die Stellung-
nahmen aus der Öffentlichkeit und die Stellungnahmen der Fachbehörden und der sonstigen 
Träger öffentlicher Belange zu jedem Verfahrensschritt jeweils durchlaufend nummeriert. An-
schließend werden die Anregungen oder Ergänzungsvorschläge der Verwaltung behandelt 
(Punkt A.3). Die Anregungen und Hinweise wurden insgesamt unter städtebaulichen Gesichts-
punkten ausgewertet.  
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A.1  
Auswertung der Stellungnahmen aus den frühzeitigen Beteiligungsschritten gemäß 
§§ 3 (1), 4 (1) BauGB  
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sind die in Tabelle A.1.1 zusammen-
gefassten mündlichen und schriftlichen Äußerungen vorgetragen und ausgewertet worden. Im 
Anschluss (Tabellen A.1.2, A.1.3) wird die Berücksichtigung fachbehördlicher und verwal-
tungsinterner Anregungen im Planentwurf für den Bebauungsplan III/Ub 2.2 dargelegt. Die 
Anregungen und Hinweise wurden unter städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet. 
 

A.1.1 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Öffentlichkeit  
(Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw.  
Berücksichtigung in der Planung 

 
1 

 
Unterrichtungs- und Erörterungstermin mit 
Gelegenheit zur Äußerung am 19.01.2016 
(siehe auch Anlage zu A.1.1) 
 
In der Versammlung wurden zunächst 
Verfahrensablauf, Planungsanlass, ge-
planter Geltungsbereich sowie die städte-
baulichen Rahmenbedingungen, Plankon-
zept und Ziele der Planung erläutert.  
 
Die anschließend vorgetragenen Fragen 
und Anregungen bezogen sich insbeson-
dere auf die geplante zweigeschossige 
Bebauung, die Entwässerung und den 
Umgang mit Regenwasser sowie den ge-
planten Bachlauf. Darüber hinaus wurden 
kritische Anmerkungen und Hinweise v. a. 
hinsichtlich der verkehrlichen Erschließung 
im Zusammenhang mit Straßenausbau 
und Kosten vorgetragen. 
 

 
Die im Unterrichtungs- und Erörterungstermin ge-
stellten Fragen wurden durch Verwaltung und Planer 
soweit nach Planungsstand Vorentwurf möglich be-
antwortet. Es wurde darauf verwiesen, dass der Pla-
nungsprozess noch am Anfang steht und im weite-
ren Verfahren weiterhin die Möglichkeit besteht Stel-
lungnahmen abzugeben. 
 
Zusammenfassend werden Fragen und Anre-
gungen zur Kenntnis genommen. Die fachlichen 
Fragen werden im Planentwurf aufgegriffen. Das 
Planverfahren soll fortgesetzt werden. 
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Anwohner/in Am Rollkamp im Plangebiet, 
Schreiben vom 17.01.2016 
 
Das geplante Baugebiet wird abgelehnt, 
da hiermit die letzte Freifläche im Bezirk 
versiegelt wird.  
 
Darüber hinaus gibt es im Gebiet mit Aus-
nahme eines Mehrfamilienhauses gegen-
über der Fleischerei Niehage keinerlei 
zweigeschossige Bebauung. Da dieses 
Haus aber am Ende der Bebauung steht 
und an eine großzügige Grünfläche an-
grenzt, fällt es nicht so sehr negativ auf. 
Daher werden die geplante zweigeschos-
sige Bebauung und das Mehrfamilienhaus 
nicht für sinnvoll gesehen. Ein Einfügen in 
die bisherige Bebauung wird bezweifelt 
und befürchtet, dass evtl. auch anderen 
Gärten zu viel an Licht genommen wird. Es 

 
Übergeordnetes Planungsziel ist im Sinne der städ-
tebaulichen Nachverdichtung die Mobilisierung einer 
verbliebenen Flächenreserve im Siedlungszusam-
menhang für eine Wohnnutzung. Die vergleichswei-
se günstige Lage im Straßennetz, das landschaftlich 
attraktive Umfeld und die Nähe zum Naherholungs-
raum sprechen für eine Weiterentwicklung des be-
stehenden Wohnsiedlungsbereichs. Die im Rahmen 
der vorliegenden Planung für eine Neubebauung 
vorgesehene landwirtschaftliche Restfläche ist in 
ihrer Lage aufgrund umgebender Bebauung und 
begrenzender Verkehrswege isoliert von weiteren 
landwirtschaftlichen Nutzungen. Mit Blick auf die 
umgrenzende Wohnbebauung sowie den Fleische-
reibetrieb ist auch der ländliche Charakter der Acker-
restfläche selbst nur eingeschränkt vorhanden. Die 
eher ländlich geprägten Flächen im östlichen An-
schluss an die Bestandsbebauung bleiben entspre-
chend erhalten. Die Ackerfläche selbst ohne que-
rende Wegebeziehungen etc. besitzt auch keinen 
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wird vorgetragen, dass der ländliche Cha-
rakter hierdurch zerstört wird. 
 
Für die Straße Am Bollholz bedeutet die 
Planung eine höhere Verkehrsbelastung, 
auch wenn es sich nicht um eine Durch-
gangsstraße handelt. Es muss zwingend 
sichergestellt werden, dass keine Anwoh-
ner an der Straße parken.  
 
Außerdem interessiert, ob Kosten durch 
evtl. Straßenbaumaßnahmen oder Ka-
nalsanierung auf die Anlieger zukommen. 
 

Erholungswert, die Wege in den umgebenden Nah-
erholungsraum werden durch die Planung nicht be-
einträchtigt.  
Angesichts der örtlichen Rahmenbedingungen ist die 
Entwicklung eines kleinen Wohnquartiers mit maß-
voller Verdichtung als Fortführung der bereits beste-
henden Wohnbebauung an diesem Standort städte-
baulich folgerichtig. Hierdurch kann auch ein Beitrag 
zur Auslastung vorhandener Infrastrukturen im 
Stadtteil geleistet werden. Der Flächennutzungsplan 
stellt die Fläche bereits seit vielen Jahren als Teil der 
größeren zusammenhängenden Wohnbaufläche 
Bollstraße/Am Bollholz am östlichen Stadtrand von 
Bielefeld dar. 
 
Der Vollgeschossbegriff ist i. W. bauordnungsrechtli-
cher Natur und bei ergänzender Festsetzung von 
Trauf- und Firsthöhen städtebaulich von untergeord-
neter Bedeutung. Durch Festsetzung einer zweige-
schossigen Bebauung werden z. B. auch in ihrer 
Wirkung 1½-geschossige Gebäude, die eine fami-
liengerechte Obergeschossnutzung zulassen, pla-
nungsrechtlich gesichert. Entlang des inneren Er-
schließungsrings (WA2/WA3) bieten zulässige Trauf- 
und Firsthöhen von maximal 5 m bzw. 10 m hierfür 
einen ausreichenden Spielraum bei der konkreten 
Vorhabenplanung. Dagegen werden entlang der 
Straße Am Bollholz für die hinzukommende Neube-
bauung (WA1) Gebäude mit zwei „echten“ Vollge-
schossen und entsprechenden Traufhöhen von 
5,5 m - 6,5 m zugelassen. Eine Höhenentwicklung 
über die Möglichkeiten der angrenzenden Bebauung 
hinaus soll aber nicht erfolgen, die maximalen First-
höhen werden somit ebenfalls auf 10 m beschränkt. 
Diese Gebäudehöhen sind bereits heute entlang der 
Straße Am Bollholz vorhanden, so dass die so ge-
wählten maximalen Gebäudehöhen das Einfügen 
der hinzukommenden Bebauung gewährleisten 
kann. Darüber hinaus lässt auch der Ursprungsplan 
in den angrenzenden WA-Teilflächen, von dem auch 
das Einwendergrundstück erfasst wird, maximal zwei 
Vollgeschosse zu, ohne dass eine weitergehende 
Beschränkung der Gebäudehöhen erfolgt. Im Er-
gebnis soll an den geplanten zwei Vollgeschossen 
festgehalten werden. Im Übrigen sei darauf hinge-
wiesen, dass bspw. auch der direkte nördliche 
Nachbar der Einwender gemäß Bauakte rechnerisch 
zwei Vollgeschosse aufweist. 
 
Die hinzukommende Neubebauung befindet sich 
östlich der Bestandsbebauung entlang der Straße 
Am Rollkamp. Die Baugrenzen sind hier so gewählt 
worden, dass neue Wohngebäude zu den westlichen 
Grundstücksgrenzen mindestens 10 m Abstand ein-
halten, im Bereich des Einwendergrundstücks sogar 
13 m - 15 m. Damit nimmt der Bebauungsplan be-
reits angemessen Rücksicht auf die bestehende 
Nachbarschaft. Bei maximal zulässigen Gebäude-
höhen von 10 m werden hier größere Abstände, als 
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die nach Landesbauordnung geforderten Mindestab-
stände einhalten, die u. a. auch darauf abzielen, eine 
ausreichende Belichtung und Besonnung von Ge-
bäuden etc. der Nachbargrundstücke sicherzustel-
len. Die Gefahr einer übermäßigen oder unzumutba-
ren Verschattung der Bestandsbebauung und ihrer 
Gartenbereiche wird insofern nicht gesehen.  
 
Das Plankonzept wurde hinsichtlich einer möglichen 
Bebauung mit Mehrfamilienhäusern innerhalb des 
„Vorhabenbereichs“ nochmals geprüft. Im Ergebnis 
sollen abweichend von der Vorentwurfsfassung ent-
lang der Straße Am Bollholz Baurechte für eine Be-
bauung mit Einzelhäusern mit möglichst einheitlicher 
Kubatur und Volumen vorbereitet werden. Mit Blick 
auf die teilweise etwas großzügiger gefassten Bau-
fenster wird die Bebauungsdichte darüber hinaus im 
Sinne der Anlieger einheitlich auf zwei Wohnungen 
je Wohngebäude beschränkt. Im Ergebnis ist diese 
Größenordnung bzw. die Bebauungsdichte für städ-
tische Gebietsentwicklungen als eher gering verdich-
tet zu bewerten. Aufgrund der Lage, der gewachse-
nen Nachbarschaft und Gebietsstrukturen sowie der 
Erschließungssituation wird dieses Konzept im vor-
liegenden Fall jedoch für vertretbar bewertet, auch 
wenn aus Sicht des Bodenschutzes und dem in 
Bielefeld bestehenden Wohnraumbedarf eine höhere 
Verdichtung im Regelfall wünschenswert ist.  
 
Private Stellplätze werden nicht separat ausgewie-
sen, sie sind grundsätzlich auf den Baugrundstücken 
unterzubringen und im Baugenehmigungsverfahren 
nachzuweisen. Der aus städtebaulichen Gründen 
vorgegebene Mindestabstand von 5 m vor Garagen/ 
Carports auf den nicht überbaubaren Flächen im 
Zufahrtsbereich schafft ggf. einen zusätzlichen Stell-
platz als Stauraum und entlastet insofern auch den 
Straßenraum. Die Straßenplanung im Bereich des 
Neubaugebiets ist hinsichtlich erforderlicher Stra-
ßenbreiten und ergänzender öffentlicher Stellplätze 
mit dem Amt für Verkehr vorabgestimmt und im Be-
bauungsplanentwurf berücksichtigt worden. Darüber 
hinausgehende verkehrsrechtliche Regelungen be-
züglich des Parkens im öffentlichen Straßenraum 
sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Eine be-
sondere Betroffenheit der Einwender, die unabhän-
gig von der geplanten Neubebauung über die Straße 
Am Rollkamp erschlossen sind, ist hier aber nicht 
erkennbar. 
 
Ein Endausbau ist bislang nur für die Planstraße vor-
gesehen. Die mit der Planung in Verbindungen ste-
henden Erschließungskosten sind durch den Vorha-
benträger zu tragen, hierzu werden entsprechende 
vertragliche Regelungen getroffen.  
Unabhängig davon wird darauf hingewiesen, dass 
ein möglicher Endausbau der Straße Am Rollkamp 
nicht Folge der vorliegenden Bauleitplanung ist. Im 
Sinne der Anlieger wird jedoch in Abstimmung mit 
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dem Amt für Verkehr für die Straße Am Rollkamp 
künftig eine mindestens 4 m geringere Straßenbreite 
als im aktuellen Bebauungsplan vorgesehen, inso-
fern kann sich die Änderungsplanung für die Anlie-
ger der Straße Am Rollkamp bei einem kompletten 
Straßenausbau sogar eher positiv auswirken. 
Ein baldiger Ausbau der Straße Am Rollkamp ist 
nach Aussage des Fachamts derzeit eher unwahr-
scheinlich. Eine Priorisierung von Straßenausbau-
planungen erfolgt jedoch grundsätzlich durch die 
Politik. Die hiermit verbundenen Kosten nach einer 
endgültigen Herstellung betroffener Straßen sind 
unabhängig von der vorliegenden Änderungspla-
nung nach §§ 127 ff. BauGB abzurechnen und durch 
die Erhebung von Erschließungsbeiträgen durch die 
Anlieger zu refinanzieren.  
Ein Erfordernis zum Ausbau/zur Erneuerung der um-
liegend vorhandenen Kanäle infolge der vorliegen-
den Planung ist nach Rücksprache mit der Stadt-
entwässerung derzeit nicht erkennbar. 
 
Zusammenfassend wird die grundlegende Kritik 
an der vorliegenden Planung zurückgewiesen. 
Das Planverfahren soll unter Berücksichtigung 
der genannten Punkte fortgeführt werden. 
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Anwohner/in Am Rollkamp im Plangebiet, 
Schreiben vom 17.01.2016 
 
Das geplante Baugebiet wird abgelehnt, 
da eine der letzten Grünfläche und ein 
letztes ruhiges Fleckchen im Ortsteil Ub-
bedissen verschwinden würde.  
 
Die Auffassung des StEA bezüglich der 
Zustimmung zum Baugebiet im Zusam-
menhang mit der Flüchtlingsunterbringung 
wird nicht geteilt. Es werden eher finanziel-
le Gründe als Grund gesehen. 
 
Es interessiert, welche Kosten durch Stra-
ßenbau-/Kanalsanierungsmaßnahmen auf 
die Anlieger der Straßen Am Bollholz/Am 
Rollkamp zukommen. Eine Beteiligung an 
den Kosten zur Bereicherung anderer wird 
abgelehnt. 
 
Die Einschätzung, dass die Planung zu 
keinem zusätzlichen Mehrverkehr in der 
Straße Am Bollholz entstehen würde, wird 
als weltfremd bezeichnet. Es werden für 
40 Wohneinheiten 2 Fahrzeugen pro 
Haushalt erwartet. Hierin wird eine Mehr-
belastung gesehen. 
 
Es wird sich gegen eine zweigeschossige 
Bauweise ausgesprochen, da diese in der 
Straße Am Bollholz bis auf eine Ausnahme 

 
Übergeordnetes Planungsziel ist im Sinne der städ-
tebaulichen Nachverdichtung die Mobilisierung einer 
verbliebenen Flächenreserve im Siedlungszusam-
menhang für eine Wohnnutzung. Die vergleichswei-
se günstige Lage im Straßennetz, das landschaftlich 
attraktive Umfeld und die Nähe zum Naherholungs-
raum sprechen für eine Weiterentwicklung des be-
stehenden Wohnsiedlungsbereichs. Die im Rahmen 
der vorliegenden Planung für eine Neubebauung 
vorgesehene landwirtschaftliche Restfläche ist in 
ihrer Lage aufgrund umgebender Bebauung und 
begrenzender Verkehrswege isoliert von weiteren 
landwirtschaftlichen Nutzungen. Mit Blick auf die 
umgrenzende Wohnbebauung, den Fleischereibe-
trieb sowie die fehlenden Wegeverbindungen auf der 
Neubaufläche selbst, besitzt die Fläche auch keinen 
Erholungswert, die Wege in den umgebenden Nah-
erholungsraum werden durch die Planung nicht be-
einträchtigt.  
Angesichts der örtlichen Rahmenbedingungen ist die 
Entwicklung eines kleinen Wohnquartiers mit maß-
voller Verdichtung als Fortführung der bereits beste-
henden Wohnbebauung an diesem Standort städte-
baulich folgerichtig, um den in Bielefeld weiterhin 
bestehenden Wohnraumbedarf zu decken. Hier-
durch kann auch ein Beitrag zur Auslastung vorhan-
dener Infrastrukturen im Stadtteil geleistet werden. 
Der Flächennutzungsplan stellt die Fläche bereits 
seit vielen Jahren als Teil der größeren zusammen-
hängenden Wohnbaufläche Bollstraße/Am Bollholz 
am östlichen Stadtrand von Bielefeld dar. 
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nicht gegeben ist. Ebenfalls wird das 
Mehrfamilienhaus abgelehnt, da es nicht in 
die Struktur der Straße passt und den An-
wohnern dieser Straße auch nicht zumuten 
werden sollte. 
 
Es wird bezweifelt, dass es in Bielefeld im 
finanziellen Bereich der geplanten Bau-
grundstücke nicht genügend Angebote 
gibt. Gesucht werden kurz- und mittelfristig 
günstiger Wohnraum, aus Einwendersicht 
werden diese im Baugebiet nicht vorgese-
hen. 
 
Im Ergebnis sollen wichtigere Projekte an-
gegangen und die städtischen Mittel darin 
investiert werden. Vorgeworfen wird ein 
politisches Geplänkel, das auf dem Rü-
cken der Anwohner ausgetragen wird. 
 

Der Vollgeschossbegriff ist i. W. bauordnungsrechtli-
cher Natur und bei ergänzender Festsetzung von 
Trauf- und Firsthöhen städtebaulich von untergeord-
neter Bedeutung. Durch Festsetzung einer zweige-
schossigen Bebauung werden z. B. auch in ihrer 
Wirkung 1½-geschossige Gebäude, die eine fami-
liengerechte Obergeschossnutzung zulassen, pla-
nungsrechtlich gesichert. Entlang des inneren Er-
schließungsrings (WA2/WA3) bieten zulässige Trauf- 
und Firsthöhen von maximal 5 m bzw. 10 m hierfür 
einen ausreichenden Spielraum bei der konkreten 
Vorhabenplanung. Dagegen werden entlang der 
Straße Am Bollholz für die hinzukommende Neube-
bauung (WA1) Gebäude mit zwei „echten“ Vollge-
schossen und entsprechenden Traufhöhen von 
5,5 m - 6,5 m zugelassen. Eine Höhenentwicklung 
über die Möglichkeiten der angrenzenden Bebauung 
hinaus soll aber nicht erfolgen, die maximalen First-
höhen werden somit ebenfalls auf 10 m beschränkt. 
Diese Gebäudehöhen sind bereits heute entlang der 
Straße Am Bollholz vorhanden, so dass die so ge-
wählten maximalen Gebäudehöhen das Einfügen 
der hinzukommenden Bebauung gewährleisten 
kann. Darüber hinaus lässt auch der Ursprungsplan 
in den angrenzenden WA-Teilflächen, von dem auch 
das Einwendergrundstück erfasst wird, maximal zwei 
Vollgeschosse zu, ohne dass eine weitergehende 
Beschränkung der Gebäudehöhen erfolgt. Im Er-
gebnis soll an den geplanten zwei Vollgeschossen 
festgehalten werden. Im Übrigen sei darauf hinge-
wiesen, dass bspw. auch der direkte nördliche 
Nachbar der Einwender gemäß Bauakte rechnerisch 
zwei Vollgeschosse aufweist. 
 
Das Plankonzept wurde hinsichtlich einer möglichen 
Bebauung mit Mehrfamilienhäusern innerhalb des 
„Vorhabenbereichs“ nochmals geprüft. Im Ergebnis 
sollen abweichend von der Vorentwurfsfassung ent-
lang der Straße Am Bollholz Baurechte für eine Be-
bauung mit Einzelhäusern mit möglichst einheitlicher 
Kubatur und Volumen vorbereitet werden. Mit Blick 
auf die teilweise etwas großzügiger gefassten Bau-
fenster, wird die Bebauungsdichte darüber hinaus im 
Sinne der Anlieger einheitlich auf zwei Wohnungen 
je Wohngebäude beschränkt. Im Ergebnis ist diese 
Größenordnung bzw. die Bebauungsdichte für städ-
tische Gebietsentwicklungen als eher gering verdich-
tet zu bewerten. Aufgrund der Lage, der gewachse-
nen Nachbarschaft und Gebietsstrukturen sowie der 
Erschließungssituation wird dieses Konzept im vor-
liegenden Fall jedoch für vertretbar bewertet, auch 
wenn aus Sicht des Bodenschutzes und dem in 
Bielefeld bestehenden Wohnraumbedarf eine höhere 
Verdichtung im Regelfall wünschenswert ist. 
 
Entgegen der Einwenderstellungnahme bezieht sich 
die Aussage hinsichtlich nicht zu erwartender plan-
bedingter Mehrverkehre ausschließlich auf die Stra-
ße Am Rollkamp. Da hier im Vergleich zum gelten-
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den Planungsrecht lediglich die Möglichkeit für ein 
einzelnes zusätzliches Wohngebäude geschaffen 
wird, wird mit Blick auf das der Planung zugrundelie-
gende Erschließungskonzept an dieser Einschät-
zung auch weiterhin festgehalten.  
Hiervon unbenommen wurden die mit der Planung 
verursachten Mehrverkehre durch Fachplaner im 
Zuge der Entwurfserarbeitung ermittelt und mit dem 
Amt für Verkehr abgestimmt. Die Ergebnisse sind in 
der Entwurfsbegründung dargelegt (s. dort).  
 
Die mit der Planung in Verbindungen stehenden Er-
schließungskosten sind durch den Vorhabenträger 
zu tragen, hierzu werden entsprechende vertragliche 
Regelungen getroffen.  
Unabhängig davon wird darauf hingewiesen, dass 
ein möglicher Endausbau der Straße Am Rollkamp 
nicht Folge der vorliegenden Bauleitplanung ist. Im 
Sinne der Anlieger wird jedoch in Abstimmung mit 
dem Amt für Verkehr für die Straße Am Rollkamp 
künftig eine mindestens 4 m geringere Straßenbreite 
als im aktuellen Bebauungsplan vorgesehen, inso-
fern kann sich die Änderungsplanung für die Anlie-
ger der Straße Am Rollkamp bei einem kompletten 
Straßenausbau sogar eher positiv auswirken. 
Ein baldiger Ausbau der Straße Am Rollkamp ist 
nach Aussage des Fachamts derzeit eher unwahr-
scheinlich. Eine Priorisierung von Straßenausbau-
planungen erfolgt jedoch grundsätzlich durch die 
Politik. Die hiermit verbundenen Kosten nach einer 
endgültigen Herstellung betroffener Straßen sind un-
abhängig von der vorliegenden Änderungsplanung 
nach §§ 127 ff. BauGB abzurechnen und durch die 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen durch die An-
lieger zu refinanzieren.  
Ein Erfordernis zum Ausbau/zur Erneuerung der um-
liegend vorhandenen Kanäle infolge der vorliegen-
den Planung ist nach Rücksprache mit der Stadt-
entwässerung derzeit nicht erkennbar. 
 
Zusammenfassend wird die grundlegende Kritik 
an der vorliegenden Planung zurückgewiesen. 
Das Planverfahren soll unter Berücksichtigung 
der genannten Punkte fortgeführt werden. 
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Eigentümer eines Grundstücks im Plange-
biet, Schreiben vom 03.12.2015 und 
22.01.2016 
 
Es wird angeregt, auf dem Flurstück 934 
eine Wohnbebauung zu ermöglichen. Ge-
mäß der Stellungnahme ist eine Bebauung 
mit Geschosswohnungsbau als Abrundung 
der östlich der Straße Am Bollholz vorhan-
denen Bebauung gewünscht. Dagegen 
würde im Bereich der bislang geplanten 
Wohnbebauung Geschosswohnungsbau 
für den sozialen Wohnungsbau eher als 

 
Das betroffene Flurstück erstreckt sich östlich der 
Straße Am Bollholz, nördlich der Bahnanlagen. Es 
wird derzeit als Grünland-/Weidefläche genutzt. Pla-
nungsrechtlich ist die Fläche derzeit gemäß gelten-
dem Ursprungsplan als Fläche für die Landwirtschaft 
festgesetzt, eine Änderung dieser Festsetzung ist im 
Zuge der vorliegenden Änderungsplanung auch 
nicht vorgesehen. Gegen die angeregte Wohnbe-
bauung sprechen zunächst insbesondere natur-
schutzfachliche Gründe: 
 

1) Die unbebauten Flächen östlich der Straße Am 
Bollholz sind insgesamt Teil des Landschafts-
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Fremdkörper wirken. 
Bei überwiegender Ausweisung des o. g. 
Flurstücks für Wohnbebauung wird die 
Restfläche, die keiner Bebauung zugeführt 
werden kann, als Ausgleichsfläche vorge-
schlagen. 
 

schutzgebiets (LSG) „Bielefelder Osning“, für die 
der Landschaftsplan das Entwicklungsziel „Erhal-
tung einer mit naturnahen Lebensräumen oder 
sonstigen Landschaftselementen reich oder viel-
fältig ausgestatteten Landschaft“ festsetzt. Eine 
Wohngebietsbebauung ist nach Rücksprache mit 
dem zuständigen Fachamt nicht in Aussicht zu 
stellen.  

 

2) Die Flächen östlich und südlich der Bestandsbe-
bauung „Am Bollholz“ sind Teil eines hochklima-
empfindlichen Freiflächen-Klimatops (Wiese/Grün-
land) mit intensiver Kalt- und Frischluftproduktion. 
Diese Funktionen sind mit Blick auf Stadt- und Lo-
kalklima auch künftig zu wahren. Eine Wohnbe-
bauung würde dem jedoch entgegenstehen. 

 

3) Zudem verläuft der Sussieksbach, der über eine 
lange Strecke die Grenze zwischen der Stadt 
Bielefeld und dem Kreis Lippe bildet, verrohrt über 
das Flurstück 934. In diesem Zusammenhang ist 
auch die Freihaltung der hier begrenzt verbliebe-
nen unbebauten Flächen entlang der Stadtgrenze 
und deren Einbeziehung in das o. g. LSG zu se-
hen.  

 
Ziel der vorliegenden Planung ist die Weiterentwick-
lung der bereits vorhandenen Wohngebietsstruktu-
ren im Bereich der Straßen Am Rollkamp/Am Boll-
holz auf einer bereits vollständig von Bebauung um-
gebenen Ackerfläche. Vorbereitet wird daher eine 
eher weniger verdichtete, kleinteilige Wohnbebau-
ung mit Hausgärten im Sinne der innerörtlichen 
Nachverdichtung. Eine Ausweitung der Siedlungs-
entwicklung in den verbliebenen Freiraum wird hier 
nicht angestrebt. Der Standort ist somit auch aus 
städtebaulicher Sicht für die angeregte verdichtete 
Mehrfamilienhausbebauung ungeeignet.  
 
Darüber hinaus hat die Nachbargemeinde Leopolds-
höhe bereits im Verfahren darauf hingewiesen, dass 
mit der vorliegenden Änderungsplanung die beste-
henden gewerblichen Entwicklungsmöglichkeiten 
nicht eingeschränkt werden dürfen. Das Gewerbe-
gebiet Asemissen wurde nach der Abstandsliste 
gegliedert und ist auf den dem Plangebiet nächstge-
legenen Flächen vollständig umgesetzt worden. Die 
dort geregelten Schutzabstände von 100 m bzw. 
200 m, mit denen Gefahren bzw. erhebliche Nachtei-
le/Belästigungen durch bspw. Luftverunreinigungen 
oder Geräusche für Wohnnutzungen u. Ä. ausge-
schlossen werden sollen, berücksichtigen hier die 
vorhandene Bestandsbebauung Am Bollholz, so 
dass hier keine Nutzungskonflikte ausgelöst werden. 
Das betroffene Flurstück liegt jedoch zur östlichen 
Grenze hin teilweise innerhalb dieser Schutzabstän-
de – bei einer hinzukommenden Wohnbebauung 
sind somit Konflikte mit den benachbarten Gewerbe-
betrieben bzw. Nutzungsbeschränkungen nicht ohne 
Weiteres auszuschließen. 
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Zusammenfassend wird der Stellungnahme inso-
fern nicht gefolgt. Die Flächenausweisung einer 
i. W. landwirtschaftlichen Fläche wird beibehal-
ten. 
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Anwohner/in Boelkovenstraße nördlich 
angrenzend an das Plangebiet, Schreiben 
vom 25.01.2016 
 
1. Das Gebiet liegt am äußersten Stadt-

rand, die geplante Bebauung wäre: 
 - ein Eingriff in das Landschaftsbild, 

weil die Zersiedlung der Land-
schaft/Zerstörung des ursprünglich 
ländlichen Charakters fortgeführt wird, 
anstelle der Verdichtung innerstädti-
scher Gebiete mit guter Infrastruktur; 

 - ein weiterer Verbrauch landwirtschaft-
licher Flächen, die auf lange Sicht den 
Landwirten die Existenzmöglichkeiten 
entziehen, wie das fortschreitende 
Verschwinden bäuerlicher Betriebe in 
Bielefeld zeigt; 

 - eine bedeutende Veränderung des 
Mikroklimas und ein Zubauen von 
Frischluftschneisen, die von den Hän-
gen des Teutoburger Walds führen. 

 Angeregt wird daher, die Flächen allen-
falls als Ausgleichs- und Ersatzfläche für 
andere Baumaßnahmen i. V. m. einer 
großzügigen Freilegung des Fließge-
wässers zu nutzen, die mit den umge-
benden Sieken korrespondiert. 

 

 
zu 1.: 
Der Bereich der geplanten Neubebauung hat keine 
Außenwirkung in den Landschaftraum. Das Land-
schaftsbild ist im Bereich der Neubaufläche insbe-
sondere in Richtung Süden/Blickrichtung Teutobur-
ger Wald durch Gewerbe und eine Hochspannungs-
leitung vorbelastet. Ziel der vorliegenden Planung ist 
die Weiterentwicklung der bereits vorhandenen 
Wohngebietsstrukturen im Bereich der Straßen Am 
Rollkamp/Am Bollholz auf einer bereits vollständig 
von Bebauung umgebenen Ackerfläche. Vorbereitet 
wird daher eine eher weniger verdichtete, kleinteilige 
Wohnbebauung mit Hausgärten im Sinne der in-
nerörtlichen Nachverdichtung. Eine Ausweitung der 
Siedlungsentwicklung in den offenen Landschafts-
raum wird hier nicht zugelassen, die bestehenden 
Freiraumflächen werden im Rahmen des Möglichen 
im Bebauungsplan weiter gesichert.  
Angesichts der Bestandsbebauung und Verkehrs-
trassen liegt der für die Wohnbebauung vorgesehe-
ne Teilbereich vollständig isoliert zu weiteren land-
wirtschaftlichen Flächen. Eine Ausweitung der land-
wirtschaftlichen Nutzung ist an diesem Standort be-
reits heute nicht möglich, ebenso kann eine Exis-
tenzgefährdung landwirtschaftlicher Betriebe auf-
grund der Inanspruchnahme der mit ca. 1,5 ha unter-
geordnet großen Restfläche ausgeschlossen wer-
den. Angesichts der städtebaulichen Rahmenbedin-
gungen ist die Überplanung dieser landwirtschaftli-
chen Restflächen in der Abwägung der berührten 
Belange der Landwirtschaft und der gesamtstädti-
schen Entwicklung an dieser Stelle gut vertretbar. 
Im Ergebnis trägt die Änderungsplanung dazu bei, 
den Druck auf bislang unbebaute, zusammenhän-
gende landwirtschaftliche Flächen im Außenbereich 
zu mindern. Insofern wird die Planung zur Deckung 
des kurz- bis mittelfristigen Wohnbaulandbedarfs an 
diesem Standort bei gleichzeitiger Sicherung beste-
hender Freiflächen im Anschluss an die bestehende 
Bebauung östlich der Straße Am Bollholz für städte-
baulich vertretbar und sinnvoll bewertet. 
 
Die bebauten und für eine ergänzende Bebauung 
vorgesehenen Flächen im Plangebiet liegen außer-
halb stadtklimarelevanter Durchlüftungsbahnen. Da-
gegen sind die Flächen östlich und südlich der Be-
standsbebauung „Am Bollholz“ Teil eines hochklima-
empfindlichen Freiflächen-Klimatops (Wie-
se/Grünland) mit intensiver Kalt- und Frischluftpro-
duktion. Diese Funktionen sind mit Blick auf Stadt- 
und Lokalklima auch künftig zu wahren. Die hier im 
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen von i. W. 
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Flächen für Landwirtschaft und Wald unterstützen 
die Beibehaltung dieser stadtklimatisch wichtigen 
Funktionen. Ein Konflikt mit der vorliegend unter-
stützten Nachverdichtung besteht insofern nicht. 
 
Darüber hinaus erfolgt durch die vorgesehene offene 
Bauweise mit v. a. Einzelhäusern, die Beschränkung 
der Nutzungsmaße, die Dimensionierung der Bau-
fenster und die Begrenzung der Wohndichte eine 
moderate Verdichtung, der lokale Luftaustausch ist 
weiterhin möglich. Zudem können durch den Erhalt 
bestehender Gehölzstrukturen die Auswirkungen auf 
das lokale Klima wirksam gemindert werden. Die im 
Bebauungsplan getroffenen Regelungen unterstüt-
zen insofern die Fortentwicklung der bestehenden 
durchgrünten Wohngebietsstrukturen, wesentlich 
nachteilige Veränderungen von Mikro- und Bioklima 
werden nicht vorbereitet.  
 

  
2. Die geplante Flächenversiegelung und 

Wohnbebauung wird die vorhandene 
Mischwasserkanalisation belasten, die 
teilweise jetzt schon nicht ausreicht. Ge-
fragt wird daher, ob der Projektentwick-
ler die Kosten für deren Aus- und Um-
bau nördlich des Gebiets trägt? 

 

zu 2.: 
Die mit der Planung in Verbindungen stehenden 
Erschließungsmaßnahmen u. a. bzgl. Kanalisation 
sind zwischen Vorhabenträger und Stadt abgestimmt 
worden. Die hiermit in Verbindung stehenden Her-
stellungskosten für die innere Erschließung der Neu-
baufläche sind durch den Vorhabenträger zu tragen, 
hierzu werden entsprechende vertragliche Regelun-
gen zwischen Stadt und Vorhabenträger getroffen. 
Darüber hinaus sind die bestehenden Mischwasser-
kanäle ausreichend leistungsfähig. Ein Erfordernis 
zum Ausbau/zur Erneuerung der umliegend vorhan-
denen Kanäle infolge der vorliegenden Planung ist 
nach Rücksprache mit der Stadtentwässerung der-
zeit nicht erkennbar. 
 

  
3. Die Straße Am Bollholz trägt bislang 

den Charakter einer ländlichen Wohn-
straße. Gefragt wird, ob die bisherigen 
Anlieger die Kosten für die angedachten 
Veränderungen (Bürgersteige, Straßen-
leuchten etc.) mittragen sollen. 

 

zu 3.: 
Bauliche Veränderungen der Straße Am Bollholz, die 
infolge der vorliegenden Änderungsplanung erforder-
lich werden und die hiermit verbundenen Kosten 
sind durch den Vorhabenträger zu übernehmen. 
Dies wird ebenso vertraglich geregelt. 
Unabhängig davon wird darauf hingewiesen, dass 
ein möglicher Endausbau der Straße Am Bollholz 
nicht Folge der vorliegenden Bauleitplanung ist. Ein 
baldiger Ausbau dieser Straße ist nach Aussage des 
Fachamts derzeit eher unwahrscheinlich. Eine Prio-
risierung von Straßenausbauplanungen erfolgt je-
doch grundsätzlich durch die Politik. Die hiermit ver-
bundenen Kosten nach einer endgültigen Herstel-
lung betroffener Straßen sind unabhängig von der 
vorliegenden Änderungsplanung nach §§ 127 ff. 
BauGB abzurechnen und durch die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen durch die Anlieger zu refi-
nanzieren. Mit Blick auf die künftige Ausweisung von 
Wohnbauflächen kann sich die vorliegenden Ände-
rungsplanung für die Altanlieger nördlich der Straße 
Am Bollholz aber eher günstiger auswirken, da die 
entsprechenden Beiträge künftig auf zusätzliche An-
lieger mit verteilt werden könnten. 
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4. Mitgeteilt wird, dass die öffentliche Infra-

struktur im Stadtteil (Kita-Plätze, Grund-
schule) schon jetzt durch die vielen 
Neubaugebiete an ihre Grenzen stößt. 
Ein weiterer Zuzug wird daher abge-
lehnt, bis eine geeignete Infrastruktur 
vorhanden ist. 

 

zu 4.: 
Die zuständigen Fachämter haben im bisherigen 
Verfahren aus fachlicher Sicht keine Bedenken ge-
genüber der moderaten Nachverdichtung vorgetra-
gen. 
Hinsichtlich der Grundschulkapazitäten wird mit bis-
heriger Kenntnis künftig tendenziell wieder eine Ent-
spannung eintreten. Die im Einzugsbereich der 
Grundschule Ubbedissen hinzukommenden Woh-
nungen einschließlich der Neubebauung im Plange-
biet ist bei dieser Prognose des Amtes für Schule 
bereits berücksichtigt worden. 
Mit Blick auf die Kinderbetreuungskapazitäten ist im 
Sinne des Monitoring grundsätzlich eine Beobach-
tung der Entwicklung der Betreuungsplätze geboten. 
Vorhabenträger und Stadt prüfen parallel zum Plan-
verfahren Möglichkeiten, um Räumlichkeiten für eine 
ggf. erforderliche Gruppe fach- und sachgerecht 
unterzubringen. Hierzu wird zum Satzungsbeschluss 
eine vertragliche Regelung abgeschlossen.  
 

  
5. Die Erschließung mit dem ÖPNV ist nur 

rudimentär, insbesondere in den Abend-
stunden und an Feiertagen.  

 
6. Der SPNV ist fußläufig nur über einen 

unbeleuchteten Feldweg zu erreichen, 
der weder im öffentlichen Besitz noch 
rechtlich als solcher gesichert ist. Daher 
sollte im Sinne der Mobilitätsentwicklung 
und des Klimaschutzes von einer weite-
ren Bebauung an dieser Stelle Abstand 
genommen werden, solange nicht dort 
substanzielle Verbesserungen eingetre-
ten sind. 

zu 5/6.: 
Grundsätzlich sind durch die Anbindung an tagsüber 
regelmäßig verkehrende Bus- und Zugverkehre die 
Voraussetzungen gegeben, das künftige Wohnge-
biet auch mit Mitteln des ÖPNV zu erreichen. In den 
Abend-/Nachstunden bestehen Fahrtmöglichkeiten 
im Rahmen der Basisversorgung durch Anruf-Sam-
meltaxi. Die ergänzende Wohnbebauung sollte inso-
fern als Chance gesehen werden, dass bestehende 
Angebote durch mindestens eine stabile (möglicher-
weise auch höhere) Anzahl an Nutzern ggf. besser 
aufrecht gehalten werden können. 

  
7. Die angedachte Bebauung ist zu mas-

siv, daher sollten die einzelnen Parzel-
len größer, die jeweiligen Baufenster 
kleiner sein. Eine Mehrfamilienhausbe-
bauung passt nicht in das Umfeld, das 
von Einfamilienhäusern in 1½-geschos-
siger Bauweise geprägt ist. 

 

zu 7.: 
Ziel der vorliegenden Planung ist die Weiterentwick-
lung der bereits vorhandenen Wohngebietsstruktu-
ren im Bereich der Straßen Am Rollkamp/Am Boll-
holz auf einer bereits vollständig von Bebauung um-
gebenen Ackerfläche. Vorbereitet wird daher eine 
eher weniger verdichtete, kleinteilige Wohnbebau-
ung mit Hausgärten im Sinne der innerörtlichen 
Nachverdichtung. Grundstücksgrenzen können im 
Bebauungsplan nicht geregelt werden. Die bauliche 
Dichte wird über Vorgaben zur offenen Bauweise mit 
v. a. Einzelhäusern, die Regelung der Nutzungsma-
ße (z. B. Grundflächenzahl GRZ, Zahl der Vollge-
schosse, Trauf- und Firsthöhen), die Dimensionie-
rung der Baufenster sowie die Beschränkung der 
Zahl der Wohneinheiten je Wohngebäude geregelt. 
Die hier gewählten Vorgaben orientieren sich i. W. 
am baulich genehmigten Bestand bzw. der pla-
nungsrechtlich möglichen Bebaubarkeit entspre-
chend des Ursprungsplans und seiner rechtskräfti-
gen Änderungen. Mit Blick auf die versiegelbare 
Grundstücksfläche bleibt die vorliegenden Ände-
rungsplanung mit einer GRZ 0,3 hinter den Möglich-
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keiten des Altplans sowie der für WA-Gebiete zuläs-
sigen Obergrenze nach BauNVO (GRZ 0,4) zurück. 
Die so vorbereitete Bebauungs-/Wohndichte ist so-
mit grundsätzlich geeignet, um ein städtebauliches 
Einfügen der hinzukommenden Bebauung in die 
gegebenen Bestandstrukturen zu ermöglichen.  
 
Gleichwohl wurde das Plankonzept hinsichtlich einer 
möglichen Bebauung mit Mehrfamilienhäusern inner-
halb des „Vorhabenbereichs“ überprüft. Im Ergebnis 
sollen abweichend von der Vorentwurfsfassung ent-
lang der Straße Am Bollholz Baurechte für eine Be-
bauung mit Einzelhäusern mit möglichst einheitlicher 
Kubatur und Volumen vorbereitet werden. Mit Blick 
auf die teilweise etwas großzügiger gefassten Bau-
fenster, wird die Bebauungsdichte darüber hinaus im 
Sinne der Anlieger einheitlich auf zwei Wohnungen 
je Wohngebäude beschränkt. Im Ergebnis ist diese 
Größenordnung bzw. die Bebauungsdichte für städ-
tische Gebietsentwicklungen als eher gering verdich-
tet zu bewerten. Aufgrund der Lage, der gewachse-
nen Nachbarschaft und Gebietsstrukturen sowie der 
Erschließungssituation wird dieses Konzept im vor-
liegenden Fall jedoch für vertretbar bewertet, auch 
wenn aus Sicht des Bodenschutzes und dem in 
Bielefeld bestehenden Wohnraumbedarf eine höhere 
Verdichtung im Regelfall wünschenswert ist. 
 

  Zusammenfassend wird die grundlegende Kritik 
an der vorliegenden Planung zurückgewiesen. 
Das Planverfahren soll unter Berücksichtigung 
der genannten Punkte fortgeführt werden. 
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Anwohner/in Am Bollholz im Plangebiet, 
Schreiben vom 29.01.2016  
 
Es werden folgende Bedenken zur Pla-
nung vorgetragen: 
 
- Eine Wertsteigerung der „Altanliegerim-

mobilien“ wird nicht gesehen. Es wird 
eher das Gegenteil erwartet, da die voll 
zweigeschossige Bebauung dort erfol-
gen soll, wo vorher freie Sicht auf den 
Teutoburger Wald, jährlicher Wechsel 
der Aussicht durch Bearbeitung der 
Ackerfläche, sowie ausreichende Park-
räume zur Verfügung standen. 

 
- Bezug genommen wird auf das im Kur-

venbereich geplante Mehrfamilienhaus 
(MFH) mit zusätzlicher Flächenversiege-
lung durch mindestens 6-10 Parkplätze. 
Das bei der Informationsveranstaltung 
angesprochene bestehende MFH (Nr. 
17) wird als kein klassisches MFH gese-
hen, sondern es ist aus einem Zweifami-
lienhaus und später ausgebauter Scheu-

 
Das Wohnhaus der Einwender liegt innerhalb des 
Änderungsbereichs und ist gemäß geltendem Pla-
nungsrecht bislang als landwirtschaftliche Fläche 
überplant. Damit besteht für dieses Gebäude heute 
lediglich Bestandsschutz ohne Möglichkeiten für 
wesentliche An-/Umbaumaßnahmen oder den Wie-
deraufbau des Gebäudes. Mit dieser Planänderung 
erhalten die Einwender erstmals planungsrechtlich 
abgesicherte Baurechte im Rahmen eines allgemei-
nen Wohngebiets. Eine Wertminderung durch die 
vorliegende Änderungsplanung ist insofern auszu-
schließen. 
 
Der Bereich der geplanten Neubebauung hat keine 
Außenwirkung in den Landschaftraum. Das Land-
schaftsbild ist im Bereich der Neubaufläche insbe-
sondere in Richtung Süden/Blickrichtung Teutobur-
ger Wald durch Gewerbe und eine Hochspannungs-
leitung vorbelastet. Ziel der vorliegenden Planung ist 
die Weiterentwicklung der bereits vorhandenen 
Wohngebietsstrukturen im Bereich der Straßen Am 
Rollkamp/Am Bollholz auf einer bereits vollständig 
von Bebauung umgebenen Ackerfläche. Vorbereitet 
wird daher eine eher weniger verdichtete, kleinteilige 
Wohnbebauung mit Hausgärten im Sinne der inner-
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ne entstanden. Ein MFH passt nach An-
sicht der Einwender nicht in die stadt-
baulich-gestaltete Optik der Umgebung. 

 
 Hingewiesen wird auf eine in nächster 

Nachbarschaft am Niedernkamp ent-
standene dicht besiedelte MFH-Siedlung 
auf einer früheren Landwirtschaftsfläche. 
Hingewiesen wird auf Angebote von 
Mietwohnungen in Ubbedissen (s. „Blau-
es Blatt“). Zudem entstehen auch in Sie-
ker und Stieghorst in naher Zukunft wei-
tere bezahlbare Mietwohnungen.  

 
- Aufgrund der Lage des eigenen Grund-

stücks am tiefsten Punkt des Bebau-
ungsgebiets und schon bestehenden 
Problemen bei Starkregen wird befürch-
tet, dass infolge der Freilegung des Ne-
bengewässers des Sussieksbachs der 
Grundwasserspiegel weiter steigt. Ge-
fragt wird in diesem Zusammenhang 
nach Schutz bzw. Entschädigung der 
Altanlieger vor entstehenden Schäden 
an Gebäuden/Grundstück. 

 

örtlichen Nachverdichtung. Die bauliche Dichte wird 
über Vorgaben zur offenen Bauweise mit v. a. Ein-
zelhäusern, die Regelung der Nutzungsmaße (z. B. 
Grundflächenzahl GRZ, Zahl der Vollgeschosse, 
Trauf- und Firsthöhen), die Dimensionierung der 
Baufenster sowie die Beschränkung der Zahl der 
Wohneinheiten je Wohngebäude geregelt. Die hier 
gewählten Vorgaben orientieren sich i. W. am bau-
lich genehmigten Bestand bzw. der planungsrecht-
lich möglichen Bebaubarkeit entsprechend des Ur-
sprungsplans und seiner rechtskräftigen Änderun-
gen. Die so vorbereitete Bebauungs-/Wohndichte ist 
somit grundsätzlich geeignet, um ein städtebauliches 
Einfügen der hinzukommenden Bebauung in die 
gegebenen Bestandstrukturen zu ermöglichen. Dar-
über hinaus wird darauf hingewiesen, dass gemäß 
ständiger Rechtsprechung der Obergerichte kein 
Rechtsanspruch auf Beibehaltung einer unverbauba-
ren Aussicht in den Freiraum besteht.  
 
Das Plankonzept wurde hinsichtlich einer möglichen 
Bebauung mit Mehrfamilienhäusern innerhalb des 
„Vorhabenbereichs“ überprüft. Im Ergebnis sollen 
abweichend von der Vorentwurfsfassung entlang der 
Straße Am Bollholz Baurechte für eine Bebauung mit 
Einzelhäusern mit möglichst einheitlicher Kubatur 
und Volumen vorbereitet werden. Mit Blick auf die 
teilweise etwas großzügiger gefassten Baufenster, 
wird die Bebauungsdichte darüber hinaus im Sinne 
der Anlieger einheitlich auf zwei Wohnungen je 
Wohngebäude beschränkt. Im Ergebnis ist diese 
Größenordnung bzw. die Bebauungsdichte für städ-
tische Gebietsentwicklungen als eher gering verdich-
tet zu bewerten. Aufgrund der Lage, der gewachse-
nen Nachbarschaft und Gebietsstrukturen sowie der 
Erschließungssituation wird dieses Konzept im vor-
liegenden Fall jedoch für vertretbar bewertet, auch 
wenn aus Sicht des Bodenschutzes und dem in 
Bielefeld bestehenden Wohnraumbedarf eine höhere 
Verdichtung im Regelfall wünschenswert ist. 
 
Eine ausreichende Anzahl privater Stellplätze ist ab-
hängig von der konkreten Objektplanung grundsätz-
lich auf den Baugrundstücken selbst unterzubringen 
und im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 
Der aus städtebaulichen Gründen vorgegebene 
Mindestabstand von 5 m vor Garagen/Carports auf 
den nicht überbaubaren Flächen im Zufahrtsbereich 
schafft zudem ggf. einen zusätzlichen Stellplatz als 
Stauraum und entlastet insofern auch den Straßen-
raum. Die Straßenplanung im Bereich des Neubau-
gebiets ist hinsichtlich erforderlicher Straßenbreiten 
und ergänzender öffentlicher Stellplätze mit dem Amt 
für Verkehr vorabgestimmt und im Bebauungsplan-
entwurf berücksichtigt worden. Eine besondere Prob-
lematik im Hinblick auf den ruhenden Verkehr wird 
insofern nicht erwartet. 
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Die im Zusammenhang mit der Gewässeroffenle-
gung aufgeworfenen Fragen sind von einem Fach-
planer geprüft worden (s. Schreiben des Ingenieur-
büros Dipl.-Ing. Scheu & Co. GmbH, 14.07.2017). 
Dieser führt aus, dass die Höhenlage des Grund-
stücks in der Vergangenheit aufgrund des vorhan-
denen einzelnen Straßenablaufs gelegentlich zu 
Problemen bei Starkregen führte (Höhenlage Grund-
stück ca. 136,00 m NN im Süden und 135,22 m NN 
im Norden, Höhenlage Gully, Höhenlage 134,92 
m NN). Die vorhandene Entwässerungsplanung 
sieht die Einrichtung von zwei neuen Straßenabläu-
fen vor, so dass sich die Aufnahme von Oberflä-
chenwasser verbessern wird und sich dadurch die 
Situation bei Starkregen entspannt. Weiterhin ist im 
Zusammenhang mit der Offenlegung des Bachs 
anzumerken, dass sich die Sohle des geplanten 
Ablaufbauwerks DN 500 direkt gegenüber dem Haus 
der Einwender in einer Höhenlage von ca. 134,05 
m NN befindet. Durch diese Maßnahme wird das 
Oberflächenwasser des Erschließungsgebiets auf-
genommen. Insgesamt wird die Hochwassergefahr 
bei Starkregen erheblich verringert. 
Die Lage des Grundwassers wird sich durch die Of-
fenlegung des Grabens nicht wesentlich ändern. Die 
Grundwasserstände sind im Rahmen der Baugrund-
untersuchung im nördlichen Bereich in einer Tiefe 
von ca. 1,10 m unter Geländeoberfläche angetroffen 
worden. Da sich die Sohle des Ablaufbauwerks im 
gleichen Tiefenbereich befindet, sind kaum Ände-
rungen in den hydrogeologischen Gegebenheiten zu 
erwarten. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass 
aufgrund des lehmigen Untergrunds eine mögliche 
Grundwasseränderung nur begrenzt eine Beeinflus-
sung mit sich bringt. Bei einem Grundwasseranstieg 
von ca. 0,50 m liegt die errechnete Reichweite der 
Auswirkung bei 0,50 m. Die Entfernung zwischen 
Auslaufbauwerk und dem betroffenen Wohnhaus 
beträgt ca. 20 m.  
 
Zusammenfassend wird die grundlegende Kritik 
an der vorliegenden Planung zurückgewiesen. 
Auch sind negative Auswirkungen im Zusam-
menhang mit der Gewässeroffenlegung nicht zu 
erwarten. Das Planverfahren soll somit unter 
Berücksichtigung der genannten Punkte fortge-
führt werden. 
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Anwohner/in Am Bollholz im Plangebiet, 
Schreiben vom 29.01.2016  
 
Die Stellungnahme bezieht sich auf die 
angrenzenden Grünflächen inklusive klei-
nem Waldbestand, welche bei der Informa-
tionsveranstaltung angesprochen wurden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die bei-
den durch den Fuß- und Radweg getrenn-
ten Grünflächen derzeit als Weidefläche 

 
Die Informationen zur heutigen Nutzung der Frei-
landflächen und Gehölzbestände werden zur 
Kenntnis genommen.  
 
Die Flächen sind im seit 1970 geltenden Bebauungs-
plan als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. 
Dies wird im vorliegenden Änderungsverfahren für 
die betroffenen landwirtschaftlichen Flächen beibe-
halten. Eine Ausweitung der Siedlungsentwicklung in 
den offenen Landschaftsraum wird hier nicht zuge-



 
A 16 

 
 

genutzt werden. Der südliche Teilbereich 
wird auch zur jährlich Heugewinnung ver-
wendet. Eine zusätzliche Schafbeweidung 
verhindert die Verbuschung und sorgt für 
eine konstante Offenflächenstruktur. Diese 
Freiflächen bieten Mäusebussard, Rotmi-
lan und Graureiher ideale Jagdvorausset-
zungen. Die Flächen mit den angrenzen-
den Baumbeständen werden vermehrt als 
Brutreviere der eben genannten Vogelar-
ten genutzt und sind somit als absolut 
schützenswert anzusehen. Die bestehen-
de Kombination aus Wald-, Wiesen-, Was-
ser- und Freiflächen auf kleinem Raum ist 
in diesem Umfang zu erhalten. Eine Um-
strukturierung dieser Flächen ist aus ar-
tenschutzrechtlichen Gründen somit als 
kontraproduktiv anzusehen. 
Hinsichtlich der nördlichen landwirtschaftli-
chen Fläche wird mitgeteilt, dass diese bis 
vor einigen Jahren unregelmäßig der Nutz-
tierhaltung des Grundstückeigentümers 
diente. Seit 4 Jahren wird eine Schafherde 
zur extensiven Landschaftspflege einge-
setzt und hat sich zum Sympathieträger 
entwickelt. Sie ist besonders bei den zahl-
reichen Spaziergängern und Familien sehr 
beliebt geworden; Kindergartengruppen 
aus Bielefeld und Umgebung können sich 
zudem über die Schaf- und Ziegenhaltung 
informieren und direkten Kontakt zu den 
Tieren erfahren. Gerade für Kinder aus 
dem städtischen Bereich ist dieses eine 
neue und wertvolle Erfahrung. Der Erhalt 
der Schaf- und Ziegenherde sowie der 
bereits bestehenden Offengrasflächen ist 
somit als absolut erhaltens- und förde-
rungswürdig einzustufen. 
 

lassen, die bestehenden Freiraumflächen werden im 
Rahmen des Möglichen im Bebauungsplan weiter 
gesichert. 
 
Umstrukturierungsmaßnahmen der östlich der Stra-
ße liegenden landwirtschaftlichen Flächen obliegen 
dem Flächeneigentümer und sind sowohl heute als 
auch künftig im Rahmen der Nutzungsmöglichkeiten 
einer Fläche für die Landwirtschaft möglich und zu-
lässig. Sie werden jedoch nicht durch die vorliegen-
de Änderungsplanung bedingt.  
 
Auf Ebene des Bebauungsplan besteht insofern kein 
weitergehender Handlungsbedarf. 
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Anwohner/in Am Bollholz nördlich angren-
zend an das Plangebiet, Schreiben vom 
08.02.2016 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das zu 
bebauende Feld an seiner Nordspitze dem 
eigenen Haus/Grundstück gegenüber liegt 
und eine Geländeneigung in nördlich Rich-
tung besteht. Bei starken Regenfällen läuft 
das Regenwasser vom Feld auf die Straße 
und über das Grundstück ab, bei Starkre-
gen ergießt sich dann ein kleiner Bach 
über das Grundstück.  
Befürchtet wird, dass diese Entwässerung 
im Zusammentreffen mit der üblichen Ver-
schmutzung eines Baugebiets zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung des eigenen 
Grundstücks führen wird, insbesondere 
während einer mind. 1-2 Jahre dauernden 

 
Die in der Stellungnahme angeführten Fragen zur 
Entwässerung sind von einem Fachplaner geprüft 
worden (s. Schreiben des Ingenieurbüros Dipl.-Ing. 
Scheu & Co. GmbH, 14.07.2017). Dieser führt aus, 
dass diese Situation bei der Planung des Straßen-
aufbaus zu berücksichtigen ist. Hier sind entspre-
chende Straßenabläufe vorgesehen, um die erfor-
derliche Straßenentwässerung zu gewährleisten. Der 
vorhandene Graben übernimmt weiterhin Entwässe-
rungsaufgaben. Ein Überlaufen des Oberflächen-
wassers auf das betroffene Grundstück wird somit 
verhindert. Den betroffenen Anwohnern entstehen 
somit keine negativen Auswirkungen. 
Während der Bauphase sind provisorisch Gelände-
erhöhungen (z. B. mit Kaltasphalt oder Erdwälle bzw. 
Erddämme) anzulegen, um Überläufe im Regenfall 
auszuschließen. 
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Bauphase. Daher wird darum gebeten, 
diesen Umstand bei der Planung der Ar-
beiten zu berücksichtigen. Außerdem wird 
um Mitteilung gebeten, in welcher Art und 
Weise der Schutz gewährleistet werden 
kann und soll.  
 
Weiterhin wird um Mitteilung darüber ge-
beten, wie die im Anschluss an die Fertig-
stellung des Baugebiets zu erfolgende 
Wiederherstellung/Veränderung der Stra-
ße geplant ist, da dadurch ggf. die Zufahrt 
zum Grundstück beeinträchtigt wird. 
 

Zusammenfassend wird die Stellungnahme inso-
fern berücksichtigt. Das Erfordernis weiterer 
Maßnahmen im Rahmen der Bauleitplanung be-
steht aufgrund der Stellungnahme nicht.  
 

 
 
 

A.1.2 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Behörden (Zusam-
menfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Berücksich-
tigung in der Planung 
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Polizeipräsidium Bielefeld, Schreiben 
vom 08.01.2016  
 
Aus kriminalpräventiver und aus ver-
kehrsplanerischer Sicht bestehen grund-
sätzlich keine Bedenken. 
 
Hingewiesen wird auf vermehrte Einbrü-
che und Einbruchsdiebstähle in Wohn-
häuser in Bielefeld. Die Berücksichtigung 
von Maßnahmen zum Einbruchschutz bei 
der Gebäudeplanung wird daher empfoh-
len und darum gebeten, die Bauträger auf 
die entsprechenden Beratungsmöglich-
keiten der kriminalpolizeilichen Bera-
tungsstelle hinzuweisen.  
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
sind im Zuge der Umsetzung zu beachten. Vorsorg-
lich wird zur umfassenden Information der künftigen 
Bauinteressenten ein Hinweis auf die mitgeteilte Be-
ratungsmöglichkeit in die Planunterlagen aufgenom-
men. Auf Ebene der Bebauungsplanung besteht kein 
weiterer inhaltlicher Abwägungsbedarf.  
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Bezirksregierung Detmold, Schreiben 
vom 06.01.2016 
 
Dezernat 54 (Wasserwirtschaft): 
Vorbehaltlich der Konkretisierung im wei-
teren Verfahren werden zum vorliegen-
den Planungsstand Bedenken hinsichtlich 
der beschriebenen Entwässerung in 
Punkt 5.4 der Begründung zum Bebau-
ungsplan vorgetragen. In der Begründung 
wird unter Bezugnahme auf § 51a LWG 
eine Entwässerung im Trennsystem hin-
sichtlich des wirtschaftlichen Aufwands 
als unverhältnismäßig dargelegt. Unter 
Punkt 5.5.5 werden zudem u. a. die Be-
lange des Gewässerschutzes aufgeführt, 
wobei die Verlegung und teilweise Offen-
legung des verrohrten Nebengewässers 

 
 
 
 
zu Dezernat 54: 
Städtischer Umweltbetrieb und untere Wasserbehör-
de haben die Möglichkeiten der Entwässerung im 
Trennsystem geprüft und im Verfahren mitgeteilt, 
dass eine Ableitung im Trennsystem für die an das 
offenzulegende Gewässer angrenzenden Grundstü-
cke möglich ist. Die Planunterlagen werden entspre-
chend angepasst. 
 
Der Stellungnahme wird insofern gefolgt. 
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29.06 zum Sussieksbach geplant ist.  
Es wird darauf hingewiesen, dass zumin-
dest für die Anliegergrundstücke an die-
sem Gewässer eine Direkteinleitung des 
Niederschlagwassers im Sinne von § 55 
WHG i. V. m. § 51a LWG technisch und 
wirtschaftlich verhältnismäßig ist, so dass 
diese Grundstücke vom Anschluss- und 
Benutzungszwang bezüglich des Nieder-
schlagswasser gemäß § 12 Entwässe-
rungssatzung vom 26.06.2007 i. d. F. 
vom 06.07.2011 der Stadt Bielefeld be-
freit werden könnten. Auf eine erforderli-
che Kanalnetzanzeige gemäß § 58 (1) 
LWG wird hingewiesen. 
 

 Dezernat 33 (Ländliche Entwicklung/ 
Bodenordnung): 
Soweit noch Ausgleichsbedarf außerhalb 
des Plangebiets bestehen sollte, wird 
angeregt, auf die Inanspruchnahme von 
Ackerflächen zu verzichten und stattdes-
sen hierbei auf die Aufwertung ökologisch 
schützenswerter Bereiche wie Gewäs-
serauen zurückzugreifen. 
 

zu Dezernat 33: 
Der verbleibende Ausgleichsbedarf wird über eine 
städtische Sammelkompensationsmaßnahme ge-
deckt, auf der naturnahes Extensivgrünland herge-
stellt und auf Dauer erhalten wird. Die Flächen um-
fassen einen Teilbereich zusammenhängender Hof-
flächen, auf denen in Zusammenarbeit zwischen 
Stadt und Pächtern das Ziel verfolgt wird, extensive 
Landwirtschaft und Landschaftspflege zu vereinba-
ren.  
 
Die Stadt geht insofern davon aus, dass der An-
regung entsprochen wird. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH, 
Schreiben vom 15.15.2015 
 
Auf im Planbereich befindliche Telekom-
munikationslinien der Telekom gemäß 
dem der Stellungnahme beigefügten Plan 
wird hingewiesen. Bestand und Betrieb 
dieser Tk-Linien müssen weiterhin ge-
währleistet bleiben. Es wird daher gebe-
ten, konkrete Maßnahmen so auf die 
vorhandenen Tk-Linien abzustimmen, 
dass Veränderungen oder Verlegungen 
vermieden werden können. Bei der Bau-
ausführung sind Beschädigungen der Tk-
Linien zu vermeiden, aus betrieblichen 
Gründen muss der ungehinderte Zugang 
jederzeit möglich sein. Vor Beginn der 
Bauausführung ist es erforderlich, sich 
über die Lage der Tk-Linien zu informie-
ren. 
 
Es sollen zudem geeignete und ausrei-
chende Trassen in allen Verkehrswegen 
für die Unterbringung der Telekommuni-
kationslinien vorgesehen werden. Es wird 
daher angeregt, eine entsprechende 
Festsetzung in den Bebauungsplan auf-
zunehmen. 

 
Die mitgeteilten Leitungen liegen überwiegend in den 
umliegenden öffentlichen Straßen, zudem sind Haus-
anschlüsse betroffen. Festsetzungen im Bebauungs-
plan zur Sicherung dieses Leitungsbestands sind 
somit nicht erforderlich.  
 
Zudem wird eine Leitung im Norden im Bereich der 
Wegeverbindung auch außerhalb öffentlicher Ver-
kehrsflächen in Richtung Asemissen geführt. Auf-
grund der langjährig vorhandenen Situation geht die 
Stadt davon aus, dass eine ausreichende Sicherung 
des Leitungsbestands grundsätzlich bereits gegeben 
ist. Vorsorglich wird diese im Bebauungsplan diese 
durch ein entsprechendes Leitungs-/Unterhaltungs-
recht (GFL 2) berücksichtigt. Es wird aber darauf hin-
gewiesen, dass der Eintrag eines GFL in einem Be-
bauungsplan dieses GFL-Recht selbst nicht begrün-
det. Hierfür ist die weitere Absicherung durch grund-
buchliche Eintragung erforderlich.  
 
Neue Telekommunikationsleitungen können im Rah-
men der Umsetzung in den festgesetzten Straßen- 
und Wegeflächen verlegt werden. Gesonderte Fest-
setzungen für neue Telekommunikationstrassen sind 
daher nicht notwendig. 
 
Zur umfassenden Information und der allgemeinen 
Planungssicherheit werden die Hinweise hinsichtlich 
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Die Versorgung neuer Gebäude mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur erfordert die 
Verlegung neuer Tk-Linien in- und außer-
halb des Plangebiets. Es wird gebeten, 
dem Unternehmen zur Koordinierung 
Maßnahmen Dritter im Bereich des Plan-
gebiets mitzuteilen. Es wird angemerkt, 
dass für einen rechtzeitigen Ausbau des 
Telekommunikationsnetzes und die Ko-
ordinierung mit anderen Leistungsträgern 
Maßnahmenbeginn und -ablauf mindes-
tens 4 Monate vor Baubeginn bei der 
Telekom schriftlich anzuzeigen sind. 
 

des Umgangs mit den vorhandenen Tk-Linien in die 
Begründung aufgenommen. Darüber hinaus wird die 
Stellungnahme zur Beachtung im Rahmen der weite-
ren Planung und Realisierung an den Vorhabenträger 
weitergeleitet.  
 
Zusammenfassend wird der Leitungsbestand des 
Unternehmens angemessen berücksichtigt, der 
Stellungnahme wird insofern gefolgt. Das Erfor-
dernis weiterer Maßnahmen im Rahmen der Bau-
leitplanung besteht aufgrund der Stellungnahme 
nicht. 
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Stadtwerke Bielefeld, Schreiben vom 
29.12.2015 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
eine Erdgashochdruckleitung sowie eine 
Netzstation im Plangebiet befinden und 
um entsprechende Aufnahme in den Be-
bauungsplan gebeten. 
 
Bezüglich einer Bepflanzung mit Gehöl-
zen wird gebeten, das DVGW-Regelwerk 
(GW 125) zu berücksichtigen und die 
Begründung hierum zu ergänzen.  
 

 
Die Erdgashochdruckleitung einschließlich eines 
Schutzstreifens und die Netzstation werden zum Ent-
wurf gemäß beigefügtem Lageplan mit einem Lei-
tungs-, Unterhaltungs- und Betretungsrecht gesichert 
bzw. als Fläche für Versorgungslagen/Gas in die 
Planunterlagen übernommen, die Begründung wird 
um die mitgeteilten Hinweise ergänzt. 
 
Der Stellungnahme wird somit gefolgt. 
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moBiel GmbH, Schreiben vom 
14.12.2015 
 
Das Vorhaben wird nicht begrüßt, da 
nach Auffassung von moBiel keine nach-
haltige an den Haupt-Erschließungsach-
sen des ÖPNV orientierte Siedlungsent-
wicklung gesehen wird. 
 
Kritisch gesehen wird die Lage am Stadt-
rand, da hierdurch lange Wege/hohe 
Kosten für den Verkehr erwartet werden. 
Es wird angeführt, dass im betroffenen 
Gebiet kaum standortnahe Arbeitsplätze, 
keinerlei Einrichtungen zur Versorgung 
mit Gütern des täglichen Bedarfs, keine 
Betreuungsplätze für Kinder und keine 
Schulen vorhanden wären. Gewünscht 
wird eine engere Abstimmung zwischen 
Bauleitplanung und Verkehrsplanung in 
Bielefeld. 
 
Hingewiesen wird auf die Anbindung des 
Plangebiets an den ÖPNV über die Bus-
linie 138 sowie die Schulbuslinien 103 
und 108 an der ca. 300 m entfernten Hal-
testelle Bollholz mit detaillierten Angaben 
zu Taktung, Verknüpfung mit Stadtbahn 

 
Übergeordnetes Planungsziel ist im Sinne der städte-
baulichen Nachverdichtung die Mobilisierung einer 
verbliebenen Flächenreserve im Siedlungszusam-
menhang für eine Wohnnutzung. Die vergleichsweise 
günstige Lage im Straßennetz, das landschaftlich 
attraktive Umfeld und die Nähe zum Naherholungs-
raum sprechen für eine Weiterentwicklung des beste-
henden Wohnsiedlungsbereichs. Die im Rahmen der 
vorliegenden Planung für eine Neubebauung vorge-
sehene landwirtschaftliche Restfläche ist in ihrer Lage 
aufgrund umgebender Bebauung und begrenzender 
Verkehrswege isoliert von weiteren landwirtschaftli-
chen Nutzungen, eine Entwicklung in den freien 
Landschaftsraum kann vermieden werden. Der Flä-
chennutzungsplan stellt die Fläche im städtischen 
Gesamtkontext bereits seit vielen Jahren als Teil ei-
ner größeren zusammenhängenden Wohnbaufläche 
im Bereich Bollstraße/Am Bollholz am östlichen Stadt-
rand von Bielefeld dar. 
 
Entgegen der Aussage in der Stellungnahme sind im 
Umfeld zahlreiche standortnahe Arbeitsplätze vor-
handen. Zu nennen sind hier zunächst beispielsweise 
die zahlreichen Firmen im direkt benachbarten Ge-
werbegebiet Asemissen sowie die südlich beidseits 
der B 66 ansässigen Gewerbebetriebe. Auch die 
Ortslage Asemissen selbst liegt ebenso wie die Zen-
tren von Ubbedissen und Hillegossen sowie weitere 
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etc. Zudem wird auf die am ca. 1 km ent-
fernten Haltepunkt Ubbedissen stündlich 
verkehrenden Zugpaare zwischen Biele-
feld und Lemgo verwiesen. Eine Erschlie-
ßung durch das Angebot des ÖPNV ist 
somit grundsätzlich sichergestellt. Eine 
konkurrenzfähige Erschließungs- und 
Bedienqualität kann aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht erreicht werden. 
 

größere Gewerbeunternehmen im Bereich der A 2-
Auffahrt Bielefeld-Ost im Umkreis von maximal 3 km. 
Eine wesentliche Entfernung zu potenziellen Arbeits-
plätzen ist insofern nicht erkennbar. 
 
Da sich der Ortskern von Ubbedissen mit den we-
sentlichen Versorgungsangeboten, Grundschule, 
Kinderbetreuung etc. südlich der B 66 in rund 1,5 km 
Entfernung erstreckt, treffen darüber hinaus die in der 
Stellungnahme angeführten Aussagen hinsichtlich der 
Entfernung zu Versorgungs-, Dienstleistungsangebo-
ten, Schul- und Betreuungseinrichtungen etc. grund-
sätzlich auf den überwiegenden Wohnsiedlungsbe-
reich von Ubbedissen nördlich der B 66 zu. Die mit 
der Änderungsplanung vorbereitete Nachverdichtung 
mit einer vergleichsweise geringen Anzahl neuer 
Wohnnutzungen sind hier nicht ausschlaggebend. 
 
Im Ergebnis ist die Entwicklung eines kleinen Wohn-
quartiers mit maßvoller Verdichtung als Fortführung 
der bereits bestehenden Wohnbebauung an diesem 
Standort folgerichtig und städtebaulich sinnvoll, um 
den in Bielefeld weiterhin bestehenden Wohnraum-
bedarf zu decken. Hierdurch kann auch ein Beitrag 
zur Auslastung vorhandener Infrastrukturen im Stadt-
teil geleistet werden.  
 
Die in der Stellungnahme vorgetragenen Hinweise zu 
bestehenden ÖPNV-Erschließung belegen darüber 
hinaus, dass die Voraussetzungen für eine regelmä-
ßige Erreichbarkeit des Plangebiets auch mit Mitteln 
des ÖPNV grundsätzlich gegeben sind. Eine Bedien-
qualität analog innerstädtischer, zentraler Wohnlagen 
wird in dieser Lage am Stadtrand auch nicht voraus-
gesetzt. Gleichwohl sollte die ergänzende Wohnbe-
bauung als Chance gesehen werden, dass bestehen-
de Angebote durch mindestens eine stabile (möglich-
erweise auch höhere) Anzahl an Nutzern ggf. besser 
aufrecht gehalten werden können. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorgetragene Kritik ist aus städtebaulicher 
Sicht jedoch nicht nachvollziehbar und wird zu-
rückgewiesen.  
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BUND Kreisgruppe Bielefeld, Schreiben 
vom 13.01.2016 
 
Es wird vorgetragen, dass der Bebau-
ungsplan nach Auffassung des BUND die 
Zielvorgabe, Neuversiegelungen im  
Außenbereich zu begrenzen nicht erfüllt. 
Die Einzelhausbebauung widerspricht 
einer nachhaltigen Städteplanung und 
den Zielen des Bodenschutzes. Auf die 
Nichtberücksichtigung von Sozialwoh-
nungen wird hier ergänzenden hingewie-
sen. 

 
Übergeordnetes Planungsziel ist im Sinne der städte-
baulichen Nachverdichtung die Mobilisierung einer 
verbliebenen Flächenreserve im Siedlungszusam-
menhang für eine Wohnnutzung. Die vergleichsweise 
günstige Lage im Straßennetz, das landschaftlich 
attraktive Umfeld und die Nähe zum Naherholungs-
raum sprechen für eine Weiterentwicklung des beste-
henden Wohnsiedlungsbereichs. Die im Rahmen der 
vorliegenden Planung für eine Neubebauung vorge-
sehene landwirtschaftliche Restfläche ist in ihrer Lage 
aufgrund umgebender Bebauung und begrenzender 
Verkehrswege isoliert von weiteren landwirtschaftli-
chen Nutzungen, eine Entwicklung in den freien 
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Die Offenlegung des Gewässers wird 
grundsätzlich begrüßt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass ein hinreichend breiter 
Schutzstreifen mit Wall und Erlensäumen 
erforderlich ist, um sicherzustellen, dass 
von den benachbarten Gärten keine Gar-
tenabfälle ins Gewässer gelangen. 
 
Die bisherige Funktion der Fläche als 
Frischluftschneise muss gewahrt werden. 
 

Landschaftsraum kann vermieden werden. Der Flä-
chennutzungsplan stellt die Fläche im städtischen 
Gesamtkontext bereits seit vielen Jahren als Teil ei-
ner größeren zusammenhängenden Wohnbaufläche 
im Bereich Bollstraße/Am Bollholz am östlichen Stadt-
rand von Bielefeld dar. 
 
Grundsätzlich ist mit Blick auf das Gebot zum spar-
samen Umgang mit Grund und Boden sowie mit Blick 
auf den bestehenden Wohnraumbedarf in Bielefeld 
eine stärkere Verdichtung wünschenswert. Im Rah-
men der Gesamtabwägung sind darüber hinaus aber 
grundsätzlich alle öffentlichen und privaten Belange 
unter- und gegeneinander entsprechend abzuwägen. 
Gegen eine stärkere Verdichtung sprechen im vorlie-
genden Fall zunächst Belange des Klimaschutzes 
sowie die Kapazitäten bestehender technischer und 
sozialer Infrastrukturen. Ebenso wird seitens der An-
wohner eine Bebauung mit z. B. Mehrfamilienhäusern 
mehrheitlich mit Blick auf die Stadtrandlage und die 
vorhandenen baulichen Strukturen abgelehnt.  
 
Die bauliche Dichte wird über Vorgaben zur offenen 
Bauweise mit v. a. Einzelhäusern, die Regelung der 
Nutzungsmaße, die Dimensionierung der Baufenster 
sowie die Beschränkung der Zahl der Wohneinheiten 
je Wohngebäude geregelt. Die hier gewählten Vorga-
ben orientieren sich i. W. am baulich genehmigten 
Bestand bzw. der planungsrechtlich möglichen Be-
baubarkeit entsprechend des Ursprungsplans und 
seiner rechtskräftigen Änderungen. Die so vorbereite-
te eher moderate Bebauungs-/Wohndichte ist somit 
grundsätzlich geeignet, um ein städtebauliches Einfü-
gen der hinzukommenden Bebauung in die gegebe-
nen Bestandstrukturen zu ermöglichen. Aufgrund der 
Lage, der gewachsenen Nachbarschaft und Gebiets-
strukturen sowie der Erschließungssituation wird die-
ses Konzept im vorliegenden Fall als ein städtebau-
lich vertretbarer Kompromiss zwischen den unter-
schiedlichen Belangen gesehen. 
 
Auch die Umsetzung von sozial gefördertem Woh-
nungsbau wird durch die so getroffenen Festsetzun-
gen nicht wesentlich eingeschränkt, da eine entspre-
chende Förderung auch für Ein-/Zweifamilienhäuser 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist. Die Umset-
zung der 25 % Quote soll zwischen der Stadt und 
dem Vorhabenträger bis zum Satzungsbeschluss in 
einem städtebaulichen Vertrag geregelt werden. 
 
Eine Ausweitung der Siedlungsentwicklung in den 
offenen Landschaftsraum wird hier nicht zugelassen, 
die bestehenden Freiraumflächen werden im Rahmen 
des Möglichen im Bebauungsplan weiter gesichert. 
 
Die bebauten und für eine ergänzende Bebauung 
vorgesehenen Flächen im Plangebiet liegen außer-
halb stadtklimarelevanter Durchlüftungsbahnen. Da-
gegen sind die Flächen östlich und südlich der Be-
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standsbebauung „Am Bollholz“ Teil eines hochklima-
empfindlichen Freiflächen-Klimatops (Wiese/Grün-
land) mit intensiver Kalt- und Frischluftproduktion. 
Diese Funktionen sind mit Blick auf Stadt- und Lokal-
klima auch künftig zu wahren. Die hier im Bebau-
ungsplan getroffenen Festsetzungen von i. W. Flä-
chen für Landwirtschaft und Wald unterstützen inso-
fern die Beibehaltung dieser stadtklimatisch wichtigen 
Funktionen. 
 
Anlage und Gestaltung des offenzulegenden Neben-
gewässers sind zwischen den Fachplanern und den 
zuständigen städtischen Fachämtern abgestimmt 
worden. Ziel ist ein möglichst naturnaher Gewässer-
verlauf. Gewässerböschungen und Schutzstreifen 
werden nach Abschluss der Baumaßnahmen mit ei-
ner artenreichen Wiesenmischung eingesät und sind 
im Weiteren extensiv zu pflegen, Gehölzpflanzungen 
sind nicht vorgesehen. 
Im Ergebnis wird der Entwicklungskorridor für das 
künftig offene Gewässer mit einer Breite von 10 m 
vorgesehen. Von der Böschungsoberkante des Ge-
wässers gemessen wird beidseitig ein Schutz-/Be-
wirtschaftungsstreifen von 3 m Breite vorgesehen. 
Darüber hinaus sind keine weiteren Freiräume mehr 
nötig, d. h. es gibt ab da keine Einschränkungen für 
die Bebaubarkeit. 
Die Voraussetzungen für eine naturnahe Entwicklung 
werden durch die Berücksichtigung der technischen 
und naturschutzfachlichen Anforderungen in den 
Festsetzungen des Bebauungsplans – soweit auf 
dieser Planungsebene möglich – berücksichtigt. Wei-
tergehende Anforderung sind im Rahmen des erfor-
derlichen wasserrechtlichen Verfahrens zu klären. 
 
Zusammenfassend kann der Stellungnahme nur 
teilweise entsprochen werden. Die grundlegende 
Kritik hinsichtlich der Inanspruchnahme des Bo-
dens wird hier zurückgewiesen. Das Planverfah-
ren soll unter Berücksichtigung der genannten 
Punkte fortgeführt werden. 
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Gemeinde Leopoldshöhe, Schreiben vom 
14.01.2016 
 
Es wird, insbesondere mit Blick auf die 
Belange der Wirtschaft, darauf hingewie-
sen, dass ca. 250 m entfernt vom geplan-
ten Allgemeinen Wohngebiet das Gewer-
begebiet Asemissen entsprechend der 
Festlegungen im Regionalplan und den 
Darstellungen des FNP der Gemeinde 
Leopoldshöhe entwickelt wurde. Der 
rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 01/06 
setzt ein Gewerbegebiet mit Abstands-
klassen fest (s. zur Stellungnahme beige-
fügte Planunterlagen). Es wird vorausge-
setzt, dass die gegenwärtigen gewerbli-

 
Das Gewerbegebiet Asemissen ist im Rahmen der 
vorliegenden Planung berücksichtigt worden. Zur 
Stadtgrenze Bielefeld vorgelagert sieht der Bebau-
ungsplan Nr. 01/06 zunächst auf einer Breite von 
mindestens 90 m Regenrückhalteflächen und natur-
schutzfachliche Maßnahmen vor, daran schließen im 
betroffenen Teilbereich Flächen für eine einge-
schränkte gewerbliche Nutzung an. Zulässig sind hier 
Betriebe, Betriebsteile oder Anlagen, die in der Ab-
standsliste (Stand 1990) der Abstandsklasse VII auf-
geführt sind sowie gleich zu beurteilende Anlagen, 
nicht aber Großwäschereien/große chemische Reini-
gungsanlagen, Anlagen zum mechanischen Be-/Ver-
arbeiten von Asbesterzeugnissen sowie Kompostie-
rungsanlagen. Der Schutzabstand beträgt für diese 
Abstandsklasse 100 m. Die den gewerblich nutzbaren 
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chen Nutzungsmöglichkeiten des Gewer-
begebiets keine Einschränkungen erfah-
ren. Um entsprechende Darstellung der 
Berücksichtigung der Belange der Ge-
meinde Leopoldshöhe wird gebeten. 
 

Flächen am nächsten liegenden Wohngebäude im 
Bestand weisen eine Entfernung von mindestens 
180 m zur gewerblichen Nutzung auf. Eine Auswei-
tung der Wohnbebauung in Richtung des Gewerbe-
gebiets wird mit der vorliegenden Änderungsplanung 
nicht vorbereitet. Die gewerblichen Immissionen aus 
diesem Gewerbegebiet sind darüber hinaus auch als 
Vorbelastung in die schallgutachterliche Betrachtung 
eingeflossen. Der Gutachter hat unter Zugrundele-
gung der heute bereits maximal möglichen Belastung 
der umliegenden Wohnbebauung durch das Gewer-
begebiet Asemissen ermittelt, dass an den im Plan-
gebiet nächstgelegenen Immissionsorten (Wohnge-
bäude im Bestand, s. o.) die Immissionsrichtwerte für 
WA-Gebiete tags unterschritten und nachts eingehal-
ten werden. 
Insofern kann eine Beeinträchtigung der gewerblichen 
Nutzung im Gewerbegebiet Asemissen infolge der 
vorliegenden Änderungsplanung insgesamt ausge-
schlossen werden.  
 
Der Stellungnahme wird insofern gefolgt, die Be-
lange der Gemeinde Leopoldshöhe werden ent-
sprechend berücksichtigt. 
 

 
 
 

A.1.3 Stellungnahmen der Verwaltung im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Fachämter (Zusam-
menfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Berücksich-
tigung in der Planung 
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Umweltamt der Stadt Bielefeld, Schreiben 
vom 09.02.2016 

 

 
 

 
1. Untere Landschaftsbehörde 
 
Es wird mitgeteilt, dass Umfang und De-
taillierungsgrad der Umweltprüfung zu 
den Schutzgütern Pflanzen, Tiere, Land-
schaft, biologische Vielfalt und zum Ar-
tenschutz ausreichend ist.  
 

 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im 
Umweltbericht entsprechend berücksichtigt. 
 

 Ein Vorkommen planungsrelevanter Ar-
ten ist nicht bekannt. Im Rahmen des 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrags sind 
insbesondere die Alt- und Obstbäume im 
Plangebiet auf ihre Bedeutung als Fort-
pflanzungs- und Ruhestätte zu bewerten. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im 
Rahmen der Artenschutzprüfung entsprechend be-
rücksichtigt. 
 

 In Absprache mit der Fachbehörde sind 
geeignete Flächen inner- oder außerhalb 
des Plangebiets aber innerhalb der Stadt 
Bielefeld für Ausgleichsmaßnahmen zu 
berücksichtigen. Die Ausgleichsflächen/ 
-maßnahmen sind den Eingriffsflächen 
getrennt nach öffentlicher Erschließung 

Die zum Ausgleich des mit der Planung ermöglichten 
Eingriffs vorgesehen Flächen und Maßnahmen sind 
mit dem Fachamt abgestimmt worden (naturnaher 
Gewässerausbau im Plangebiet, naturnahes Exten-
sivgrünland auf einer städtischen Sammelkompensa-
tionsfläche). Eine entsprechende zeichnerische und 
textliche Festsetzung der Maßnahmenfläche inner-
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und Bauflächen zuzuordnen. Angeregt 
wird hier die Offenlegung der verrohrten 
Gewässer NG 29.06 und Sussieksbach. 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass 
seitens des Investors die notwendigen 
Flächen dauerhaft bereitzustellen, die 
Maßnahmen zu finanzieren und umzu-
setzen sind. Ein entsprechender Folge-
maßnahmenvertrag ist zu schließen. 
 

halb des Plangebiets sowie die angeregte Zuordnung 
sind im Bebauungsplanentwurf berücksichtigt worden. 
Die erforderlichen vertraglichen Regelungen werden 
vor Satzungsbeschluss mit dem Vorhabenträger ab-
geschlossen. 
 

 Der geplante Grünzug mit neuem Gra-
benverlauf ist als Fläche für die Wasser-
wirtschaft und als Fläche zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft festzusetzen.  
 

Ziel ist es, die Fläche des offenzulegenden Gewäs-
sers inklusive eines Uferschutzstreifen zu erfassen 
und die Grundlage für spätere Pflege- und Unterhal-
tungsmaßnahmen zu schaffen. Hierfür ist die Fest-
setzung einer Fläche für die Wasserwirtschaft nicht 
geeignet. In Abstimmung mit dem Fachamt soll daher 
das Gewässer mit seiner Böschung als Wasserfläche 
überlagert durch eine 10 m breite Maßnahmenfläche 
gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzt werden. 
Entwicklungsziel und hierfür erforderliche Maßnah-
men werden textlich geregelt. 
 

 Die Gehölzflächen im Nordosten des 
Plangebiets sollen in Abstimmung mit 
dem Forstamt und der Landwirtschafts-
kammer als Wald, die weiteren Freiflä-
chen als Flächen für die Landwirtschaft 
aufgenommen werden.  
 

Seitens des Forstamts ist eine Beurteilung der Ge-
hölzflächen erfolgt. Im Ergebnis ist die Gehölzfläche 
südlich des Wirtschaftswegs im Bereich des Flur-
stücks 407 als Wald festzusetzen. Die Gehölze nörd-
lich dieses Wegs (Flurstücke 1234, 1233) sind auf-
grund ihrer Ausprägung nicht als Wald im Sinne des 
Gesetzes einzustufen, insofern soll dort die Festset-
zung einer Grünfläche einschließlich der Festsetzung 
zum Erhalt bestehender Gehölze erfolgen. Da die 
Flächen bereits seit vielen Jahren nicht mehr land-
wirtschaftlich genutzt werden, sich über die Jahre/ 
Jahrzehnte hier mittlerweile umfangreiche Gehölz-
strukturen gebildet haben und der Stadt auch keine 
Absichten bekannt sind, dass hier eine landwirtschaft-
liche Nutzung seitens der Eigentümer angestrebt 
wird, werden die getroffenen naturschutzfachlichen 
Festsetzungen zum Erhalt der bestehenden Struktu-
ren als vertretbar eingestuft. 
Die verbleibenden Flächen werden wie angeregt (wei-
terhin) als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. 
 

 Der Fuß-/Radweg von der Straße Am 
Bollholz in das Gewerbegebiet Asemis-
sen ist als solcher festzusetzen. 
 

Die bestehende Wegeverbindung betrifft ausschließ-
lich private Flächen, eine Übernahme und entspre-
chende Herrichtung als öffentlicher Fuß-/Radweg und 
die hiermit verbundene Kostenübernahme durch die 
Stadt Bielefeld ist jedoch nicht gewünscht. Insofern 
wird in Abstimmung mit dem Fachamt die betroffene 
Wegeverbindung entsprechend ihrer heutigen Lage 
und Ausdehnung mit einem Geh- und Fahrrecht für 
Fußgänger/Radfahrer (GFL1) berücksichtigt. Da die 
Wegeverbindung in der Örtlichkeit seit vielen Jahren 
vorhanden, entsprechend markiert und durch den 
Eigentümer geduldet ist, geht die Stadt davon aus, 
dass dieser von dem bestandsorientiert aufgenom-
menen GFL nur bedingt betroffen und die Festset-
zung somit vertretbar ist.  
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2. Grünplanung 
 
Es wird mitgeteilt, dass Umfang und De-
taillierungsgrad der Umweltprüfung zum 
Schutzgut Mensch, Teilschutzgut Erho-
lung ausreichend ist. 
 
Für die Entwurfserstellung werden fol-
gende Sachverhalte angeregt: 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im 
Umweltbericht entsprechend berücksichtigt. 
 

 - Die Flächen entlang des offenzulegen-
den Nebengewässers sind nicht als öf-
fentliche Grünfläche festzusetzen, da 
sie keine entsprechende Eignung auf-
weisen (zu schmal, keine Fortsetzungs-
möglichkeit etc.). 

 

Die Flächen entlang des offenzulegenden Gewässers 
werden in Abstimmung mit der Unteren Naturschutz-
behörde als Maßnahmenfläche gemäß § 9 (1) Nr. 20 
BauGB festgesetzt. Ziel ist die Entwicklung eines 
möglichst naturnahen Gewässerverlaufs mit Ufer-
schutzstreifen. 
 

 - Ergänzend zur bereits berücksichtigten 
Eiche sind zwei Walnussbäume gemäß 
beigefügtem Lageplan zum Erhalt fest-
zusetzen. 

 

Eine Einmessung der Walnussbäume ist erfolgt. Sie 
werden zusammen mit der bereits im Vorentwurf be-
rücksichtigten Eiche gemäß § 9 (1) Nr. 25b BauGB 
zum Erhalt festgesetzt. 
 

 - Die Wegeverbindungen südlich des 
Grundstücks Am Bollholz 31 und nörd-
lich des Grundstücks Am Bollholz 21 in 
den angrenzenden östlichen Freiraum 
weisen eine hohe Bedeutung für die 
Naherholung auf und sollen als Fuß-/ 
Radwege aufgenommen werden.  

 
 

Die bestehenden Wegeverbindungen betreffen über-
wiegend private Flächen, eine Übernahme und ent-
sprechende Herrichtung als öffentliche Fuß-/Radwe-
ge und die hiermit verbundene Kostenübernahme 
durch die Stadt Bielefeld ist jedoch nicht gewünscht. 
Insofern werden in Abstimmung mit dem Fachamt die 
betroffenen Wegeverbindungen entsprechend ihrer 
heutigen Lage und Ausdehnung jeweils mit einem 
Geh- und Fahrrecht für Fußgänger/Radfahrer (GFL1) 
berücksichtigt. Da die Wegeverbindungen in der Ört-
lichkeit seit vielen Jahren vorhanden, entsprechend 
markiert und durch die jeweiligen Eigentümer gedul-
det sind, geht die Stadt davon aus, dass diese von 
dem bestandsorientiert aufgenommenen GFL nur be-
dingt betroffen und die Festsetzung somit vertretbar 
ist. 
 

 Es wird darauf hingewiesen, dass zur Er-
mittlung der Höhe der Abstandszahlung 
für den Ausgleich des Spielflächenbe-
darfs die Konkretisierung der Aussagen 
zu Geschossflächenzahl und zu erwar-
tender Wohneinheiten erforderlich ist. 
Ergänzend ist die Höhe der Abstandzah-
lung zu ermitteln und in einem städtebau-
lichen Vertrag vertraglich zu sichern. 
 

Die Hinweise zur Spielflächenbedarfsermittlung wer-
den zur Kenntnis genommen. Die erforderlichen Nut-
zungsmaße etc. sind im Entwurfsplan enthalten. Wei-
tergehender Handlungsbedarf im Rahmen der vorlie-
genden Bauleitplanung leitet sich hieraus nicht ab. 
 

  
3./4. Untere Wasserbehörde, untere Ab-
fallbehörde und unteren Bodenschutzbe-
hörde 
 
Es wird mitgeteilt, dass Umfang und De-
taillierungsgrad der Umweltprüfung zum 
Schutzgut Wasser, Teilschutzgut Grund-
wasser ausreichend ist. Erhebliche Aus-
wirkungen sind nicht zu erwarten. 

 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im 
Umweltbericht entsprechend berücksichtigt. 
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 Weiterhin ist die Begründung für die In-
anspruchnahme schutzwürdiger Böden 
nachvollziehbar. Die Inanspruchnahme 
ist im Rahmen der Eingriffsberechnung 
mit einem Aufschlag von 10 % zu be-
rücksichtigen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Inan-
spruchnahme der besonderes schutzwürdigen Böden 
wird im Rahmen der Eingriffsermittlung wie angeregt 
berücksichtigt. 
 

 Zudem sind die Aussagen zu den Ober-
flächengewässern ausreichend. Durch 
die geplante Gewässeroffenlegung sind 
positive Auswirkungen zu erwarten. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im 
Umweltbericht entsprechend berücksichtigt. 
 

 Es werden Hinweise zum Umgang mit 
Niederschlagswasser sowie zur beste-
henden Verrohrung des Nebengewässers 
29.06 gegeben. 
Angeregt wird, dass die am neuen Ge-
wässerverlauf liegenden Gebäude ihr 
Niederschlagswasser künftig direkt einlei-
ten sollen. Dazu ist vom jeweiligen Eigen-
tümer eine Anzeige beim Umweltamt zu 
stellen. Die geplante Offenlegung des 
verrohrten Gewässerabschnitts im Plan-
gebiet wird befürwortet und auf ergänzen-
de Bedingungen und Genehmigungsver-
fahren hingewiesen (Aufgabe alte Verroh-
rung, Beantragung eines Plangenehmi-
gungsverfahren nach Wasserhaushaltge-
setz durch den Vorhabenträger, Vorhan-
densein der entsprechenden Verträge 
und Genehmigungen vor Satzungsbe-
schluss). 
 

Anlage und Gestaltung des offenzulegenden Neben-
gewässers sind zwischen den Fachplanern und den 
zuständigen städtischen Fachämtern abgestimmt 
worden. Ziel ist ein möglichst naturnaher Gewässer-
verlauf. Im Ergebnis wird der Entwicklungskorridor für 
das künftig offene Gewässer mit einer Breite von 
10 m vorgesehen. Von der Böschungsoberkante des 
Gewässers gemessen wird beidseitig ein Schutz-/ 
Bewirtschaftungsstreifen von 3 m Breite vorgesehen. 
Darüber hinaus sind keine weiteren Freiräume mehr 
nötig, d. h. es gibt ab da keine Einschränkungen für 
die Bebaubarkeit.  
Die Anregung hinsichtlich der Umsetzbarkeit der teil-
weisen Direkteinleitung von Niederschlagswasser in 
das offenzulegende Gewässer werden zur Kenntnis 
genommen. Die Planunterlagen werden entspre-
chend angepasst. 
 

 Im Bebauungsplan sollen die Gewässer 
Sussieksbach und Nebengewässer 29.06 
mit einem beidseitig 5 m breiten Streifen 
als Flächen für die Wasserwirtschaft fest-
gesetzt werden.  
 

Da im Bereich des Sussieksbachs keine Ausgleichs-
maßnahmen umgesetzt werden sollen, wird in Ab-
stimmung mit dem Fachamt nur das Gewässer selbst 
aufgenommen. Der Sussieksbach wurde hierfür ein-
gemessen. 
 
Ziel für das offenzulegende Nebengewässer ist es, 
die Fläche des offenzulegenden Gewässers inklusive 
eines Uferschutzstreifen zu erfassen und die Grund-
lage für spätere Pflege- und Unterhaltungsmaßnah-
men zu schaffen. Hierfür ist die Festsetzung einer 
Fläche für die Wasserwirtschaft nicht geeignet. In 
Abstimmung mit dem Fachamt soll daher das Ge-
wässer mit seiner Böschung als Wasserfläche über-
lagert durch eine 10 m breite Maßnahmenfläche ge-
mäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzt werden. Ent-
wicklungsziel und hierfür erforderliche Maßnahmen 
werden textlich geregelt. 
 

 Weiterhin wird vorgeschlagen, zwei ver-
rohrte Abschnitte des Sussieksbachs 
gemäß beigefügtem Lageplan im Rah-
men der Ausgleichsmaßnahmen offenzu-
legen. Die Gewässerflächen sind im Be-
bauungsplan entsprechend festzusetzen. 
 

Nach Rücksprache wird seitens des Fachamts von 
der angeregten Offenlegung Abstand genommen, da 
auf zeitlich absehbare Zeit die entsprechend erforder-
lichen Verfahren nicht durchgeführt werden können. 
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5. Lärmschutz 
 
Es wird auf die bestehenden Vorbelas-
tungen durch Straßen- und Schienenver-
kehrslärm hingewiesen und in diesem 
Zusammenhang eine Überschreitung der 
Orientierungswerte der DIN 18005 für 
allgemeine Wohngebiete erwartet. Daher 
wird die Notwendigkeit der Festsetzung 
von Maßnahmen zum aktiven und passi-
ven Lärmschutz gesehen. Es wird darum 
gebeten, das schalltechnische Gutachten 
für eine abschließende Prüfung der Ge-
samtlärmbelastung und der erforderlichen 
Maßnahmen bereitzustellen. 
 

 
Die im Rahmen der vorliegenden Planung eingeholte 
schalltechnische Untersuchung wurde vom Fachamt 
geprüft und entsprechend der Anregungen des Fach-
amts überarbeitet. Die Ergebnisse des angepassten 
Gutachtens sind in die Entwurfsplanungen eingeflos-
sen (v. a. Festsetzungen zum passiven Schallschutz) 
und werden in der Begründung abwägend behandelt 
(s. dort). 
 

  
6. Energieeffizienz  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das 
Potenzial zur Nutzung aktiver und passi-
ver Solarenergie durch die leichte Nord-
hanglage leicht vermindert wird, bei ent-
sprechender Ausrichtung aber optimale 
Nutzungspotenziale der Dachflächen 
erreicht werden können.  
Infolge der Planung werden Verschat-
tungswirkungen v. a. hinsichtlich der süd-
lichsten zwei Gebäude aufgrund des sehr 
geringen Abstands ihrer schattenwerfen-
den Kante zum nördlich gelegenen Haus 
(ca. 8 m) erwartet. Für eine optimale 
Ausbeute wird daher der 2,5-fache Ab-
stand des Gebäudes zur schattenwerfen-
den Kante des schattenwerfenden Ob-
jekts gefordert. 
Die in den Planungsunterlagen aufgeführ-
ten Anforderungen an die Umweltprüfung 
werden als nicht ausreichend betrachtet, 
da eine Untersuchung zur Einhaltung der 
DIN 5034-1 „Tageslicht in Innenräumen“ 
fehlt. Ferner wird darauf hingewiesen, 
dass eine genaue Untersuchung der Ver-
schattungen aufgrund der teilweise ge-
ringen Bebauungsabstände und der 
leichten Nordosthanglage dringend erfor-
derlich ist.  
 

 
Die Hinweise zum solarenergetischen Potenzial wer-
den zur Kenntnis genommen, die für den Bebau-
ungsplan relevanten Inhalte werden in Umweltbericht 
und Begründung entsprechend aufgenommen. 
 
Eine Bewertung der planbedingten Verschattung an-
hand der DIN 5034-1 ist im Bebauungsplanverfahren 
nicht geboten. Diesbezügliche normative Vorgaben 
existieren für die Bauleitplanung nicht, gefordert ist 
lediglich die Wahrung gesunder Wohn- und Arbeits-
verhältnisse. Auf Ebene des Bebauungsplans richtet 
sich die nach BauGB geforderte Ermittlungstiefe zur 
Beurteilung der Zumutbarkeit einer planbedingten 
Verschattung nach den Maßstäben praktischer Ver-
nunft bezogen auf den jeweiligen Planfall. Im Sinne 
des bauplanungsrechtlichen Rücksichtnahmegebots 
sind Verschattungseffekte regelmäßig hinzunehmen, 
wenn die landesrechtlichen Abstandflächen-Bestim-
mungen eingehalten werden, da diese im Interesse 
der Wahrung sozialverträglicher Verhältnisse u. a. 
darauf abzielen, eine ausreichende Belichtung und 
Besonnung von Gebäude- und sonstigen Teilen eines 
Nachbargrundstücks sicherzustellen (s. u. a. OVG 
NRW, 2 B 177/15.NE).  
Insofern besteht grundsätzlich ein Zielkonflikt zwi-
schen größeren Abständen einer Bebauung und einer 
baulichen Verdichtung im Sinne einer flächensparen-
den Nutzung des Bodens. Im Ergebnis der Varianten-
diskussion wurde u. a. mit Blick auf die städtebauli-
chen Vorprägung erfasster Bestandsgrundstücke eine 
weitgehende Südausrichtung von Gebäuden/Grund-
stücken zugunsten einer stärkeren Ost-Westausrich-
tung zurückgestellt (Einzelheiten siehe Variantendis-
kussion in der Begründung). Die vorliegende Ange-
botsplanung wird auch nicht als Klimaschutzsiedlung 
nach dem Landesprogramm „100 Klimaschutzsied-
lungen in NRW“ entwickelt. Sie ermöglicht für eine 
innerörtliche Restfläche von ca. 1,5 ha eine Wohnbe-
bauung mit einer „aufgelockerten“ Bebauungsstruktur 
(so u. a. durch Beschränkung der GRZ, Reglementie-
rung der Gebäudehöhen, Vorgaben zur Dachgestal-
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tung etc.). Die festgesetzten Baufelder erlauben 
grundsätzlich Spielräume in der Ausgestaltung künfti-
ger Gebäude, ebenso gewährleisten die getroffenen 
rahmensetzenden Vorgaben die Umsetzbarkeit erfor-
derlicher Mindestabstände zur Nachbarbebauung. 
  

  
7. Stadtklima und Luftreinhaltung 
 
Es werden Hinweise zu Klimaempfind-
lichkeit, Überwärmungssituation und 
Luftbelastung im Bereich des Plangebiets 
gegeben (Bestandssituation und prog-
nostizierte Veränderungen). Zur Auf-
rechterhaltung der bodennahen Durchlüf-
tung werden folgende Maßnahmen ange-
regt: 
- Flächenversiegelung im geringstmögli-

chen Umfang 
- Realisierung einer offenen Bauweise 

(GRZ von max. 0,3, ohne Zuschläge für 
Nebenanlagen) 

- Weiterverfolgung der angedachten Frei-
haltung der hochklimaempfindlichen 
Fläche von jeglicher Bebauung 

- günstige Gebäudestellung/-ausrichtung  
- umfangreiche Durchgrünung. 
 
Es wird mitgeteilt, dass aus Sicht der 
Luftreinhaltung keine Bedenken gegen 
das Vorhaben bestehen. Besondere An-
forderungen an Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung bestehen 
nicht. Es wird darum gebeten, die lufthy-
gienische Situation wie dargelegt in die 
Planunterlagen aufzunehmen. 
 

 
Die mitgeteilten Hinweise werden in Umweltbericht 
und Begründung entsprechend aufgenommen. 
 
Grundsätzlich ist im Bebauungsplan über den unver-
meidbaren Zielkonflikt zwischen höherer Versiege-
lung/baulicher Verdichtung im Sinne einer flächen-
sparenden Nutzung des Bodens und u. a. stadtklima-
tischen Belangen mit i. d. R. Anforderungen an eine 
geringere Verdichtung und eine stärkere Durchgrü-
nung abwägend zu entscheiden. Vor diesem Hinter-
grund wird mit Blick auf die umgebenden Strukturen 
und die Lage des Plangebiets im Siedlungsgrundriss 
mit der vorgesehenen offenen Bauweise als Einzel- 
und teilweise Doppelhäuser, der Beschränkung der 
Nutzungsmaße, der Dimensionierung der Baufenster 
und der Begrenzung der Wohndichte eine moderate 
Verdichtung vorbereitet. Der lokale Luftaustausch ist 
weiterhin möglich, zudem können durch den Erhalt 
bestehender Gehölzstrukturen sowie der landwirt-
schaftlichen Flächen östlich der Straße Am Bollholz 
die Auswirkungen auf das lokale Klima wirksam ge-
mindert werden. Die im Bebauungsplan getroffenen 
Regelungen unterstützen insofern die Fortentwicklung 
der bestehenden durchgrünten Wohngebietsstruktu-
ren.  
Mit der Beschränkung der GRZ auf 0,3 bleibt der Be-
bauungsplan bereits unterhalb der gemäß BauNVO 
möglichen Obergrenze für WA-Gebiete (0,4). Darüber 
hinaus sind gemäß BauNVO bei der Ermittlung der 
Grundflächen grundsätzlich auch die Grundflächen 
von Garagen/Stellplätzen und ihren Zufahrten, Ne-
benanlagen etc. mitzurechnen – ein gewisser Spiel-
raum für Bauinteressenten bei der Ausnutzung ihrer 
Grundstücke ist im Sinne des bauplanungsrechtlichen 
Verhältnismäßigkeitsgebots ebenso zu berücksichti-
gen. Da wesentliche stadt- und/oder lokalklimatische 
Veränderungen infolge der Planung nicht zu erwarten 
sind und die sensibleren Freiflächen weiterhin gesi-
chert werden, ist insofern eine stärkere Einschrän-
kung hier städtebaulich nicht zu begründen. 
Im Ergebnis orientieren sich die hier gewählten Vor-
gaben i. W. am baulich genehmigten Bestand bzw. 
der planungsrechtlich möglichen Bebaubarkeit ent-
sprechend des Ursprungsplans und seiner rechtskräf-
tigen Änderungen. Aufgrund der Lage, der gewach-
senen Nachbarschaft und Gebietsstrukturen sowie 
der Erschließungssituation wird dieses Plankonzept 
im vorliegenden Fall als ein städtebaulich vertretbarer 
Kompromiss zwischen den unterschiedlichen Belan-
gen gesehen. Von weitergehende Beschränkungen 
wird insofern begründet abgesehen. 
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8. Anlagenbezogener Immissionsschutz 
 
Es wird auf das entstehende Konfliktpo-
tenzial aufgrund der geplanten Nachbar-
schaft von Wohnnutzungen zu einem 
bestehenden fleischverarbeitenden Be-
trieb hingewiesen. Daher werden gut-
achterliche Untersuchungen (Geruch, 
Lärm) einschließlich der Abstimmung mit 
dem Fachamt gefordert. 
 

 
Die im Rahmen der vorliegenden Planung eingehol-
ten schalltechnische Untersuchung wurden vom 
Fachamt geprüft und entsprechend der Anregungen 
des Fachamts sowie der Gemeinde Leopoldshöhe (s. 
Tabelle A.1.2, lfd. Nr. 15) überarbeitet. Die Ergebnis-
se des Gutachtens sind in die Entwurfsplanungen 
eingeflossen und werden in der Begründung abwä-
gend behandelt (s. dort). 
Ebenso ist in Abstimmung mit dem Fachamt eine 
gutachterliche Überprüfung der Geruchsimmissionen 
erfolgt. Die Ergebnisse sind in die Entwurfsbegrün-
dung eingeflossen.  
 

 
17 
 

 
Feuerwehramt/Kampfmittelüberprüfung, 
Schreiben vom 03.12.2015 
 
Es wird mitgeteilt, dass die vorhanden 
Unterlagen nicht auf eine Kampfmittelge-
fährdung im Plangebiet hinweisen. Da 
ggf. nicht alle Kampfmittelbelastungen 
sichtbar sind, wird um Aufnahme eines 
Hinweises zum Umgang mit möglichen 
Kampfmittelfunden gebeten. 
 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt, ein entsprechender 
Hinweis wird in die Entwurfsunterlagen aufgenom-
men. 
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Feuerwehramt/Brandschutz, Schreiben 
vom 09.12.2015 
 
Es wird mitgeteilt, dass zur Sicherstellung 
der Löschwasserversorgung gemäß 
DVGW-W 405 eine Wassermenge von 
800 l/min für mindestens 2 Stunden aus-
reichend ist. Es wird darum gebeten, die 
Anforderungen mit den zuständigen 
Fachämtern für die Berücksichtigung im 
Rahmen der Umsetzung zur Verfügung 
zu stellen. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, 
weitergehende Abstimmungen erfolgen im Zuge des 
Verfahrens. 
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Amt für Schule, Schreiben vom 
05.01.2016 
 
Es werden Hinweise zur Schulinfrastruk-
tur und -auslastung für den Bereich des 
Plangebiets gegeben. 
 
Bei Umsetzung der Planung ist es theore-
tisch ggf. möglich, dass nicht alle Kinder 
an der wohnortnächsten Grundschule 
aufgenommen werden können. Nach Ein-
schätzung des Fachamts ist dieser Fall 
aber ausdrücklich hypothetischer Natur, 
da erfahrungsgemäß immer eine Vielzahl 
von Kindern im Einzugsbereich der 
Grundschule nicht an dieser Schule an-
gemeldet wurden. Es wird in diesem Zu-
sammenhang darauf hingewiesen, dass 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Ein 
Handlungsbedarf auf Ebene der Bauleitplanung leitet 
sich hieraus nicht ab. Zur umfassenden Information 
wird die Begründung zum Entwurf redaktionell ange-
passt. 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der derzeit 
für das Schuljahr 2017/2018 bestehende Kapazitäts-
engpass der Grundschule Ubbedissen nach Rück-
sprache mit dem Amt für Schule keine Auswirkungen 
auf das vorliegende Planverfahren hat. Künftig wird 
nach jetzigem Kenntnisstand tendenziell eine Ent-
spannung eintreten, lediglich in zwei Jahren wird das 
Verhältnis von Anmeldungen/Plätzen eher ausgegli-
chen sein. Die jetzige Situation war nach der Schul-
entwicklungsplanung bereits im Voraus bekannt. Die 
im Januar 2016 seitens des Fachamts getroffenen 
Aussagen haben insofern weiterhin Bestand. 
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aufgrund der erwarteten Anmeldezahlen 
in den nächsten 5 Jahren nicht alle Kin-
der aus anderen Schuleinzugsbereichen 
die Grundschule Ubbedissen als 
Wunschschule besuchen können. 
 
Ergänzend wird auf entstehende Folge-
kosten hingewiesen, da die Kinder des 
neuen Wohngebiets Anspruch auf Über-
nahme von Schülerbeförderungskosten 
haben. 
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Amt für integrierte Sozialplanung, Schrei-
ben vom 21.12.2015 
 
Es wird mitgeteilt, dass auf Grundlage 
von 40 Wohneinheiten die Schaffung von 
max. einer zusätzlichen Kindergarten-
gruppe für Kinder im Alter von 0 bis 6 
Jahren erforderlich ist. Es besteht im Be-
darfsfall die Möglichkeit, zeitweise eine 
vorhandene Kindertagesstätte aufzusto-
cken oder in einer Wohneinheit befristet 
eine Betreuungseinrichtung als Depen-
dance zu schaffen. Die Wohneinheit soll-
te rückbaufähig sein, um sie bei einem 
sinkenden Bedarf wieder dem Woh-
nungsmarkt zuzuführen. Da der Baube-
ginn unklar ist, muss die Entwicklung der 
Betreuungsplätze genau beobachtet wer-
den. Eine zusätzliche Tageseinrichtung 
an dieser Stelle ist nicht erforderlich. 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis gegeben. Zur um-
fassenden Information wird die Begründung zum 
Entwurf redaktionell angepasst. 
Da weder der Zeitpunkt der Realisierung des Bauge-
biets noch die künftig tatsächliche Anzahl zu betreu-
ender Kinder auf Ebene der Bauleitplanung abschlie-
ßend geregelt werden können, ist im Sinne des Moni-
toring grundsätzlich eine Beobachtung der Entwick-
lung der Betreuungsplätze geboten. Vorhabenträger 
und Stadt prüfen parallel zum Planverfahren Möglich-
keiten, um Räumlichkeiten für eine ggf. erforderliche 
Gruppe fach- und sachgerecht unterzubringen. Hierzu 
wird zum Satzungsbeschluss eine vertragliche Rege-
lung abgeschlossen. Auf Ebene des Bebauungsplans 
sind keine weitergehenden Regelungen erforderlich. 
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Bauordnung, Schreiben vom 17.12.2016 
 
Folgende Anregungen werden vorgetra-
gen: 
- Zur Sicherstellung des Ziels der ange-

strebten Anzahl der Wohneinheiten 
sind eindeutige Festsetzungen zu einer 
Einzel-/Doppelhausbebauung, ggf. mit 
Angabe der maximal zulässigen Zahl 
der Wohneinheiten erforderlich. Zudem 
wird die Ausweisung gebäudebezoge-
ner Baufenster vorgeschlagen. 

 

 
 
 
 
 
Die Festsetzungen zu Bebauungs-/Wohndichte, Nut-
zungsmaßen, überbaubaren Grundstücksflächen etc. 
sind im Zuge der Entwurfserarbeitung mit der Bau-
ordnung abgestimmt und entsprechend in den Be-
bauungsplan aufgenommen worden. 
 

 - Sofern der fleischverarbeitende Betrieb 
in seiner Nutzung gesichert werden 
soll, ist gutachterlich nachzuweisen, 
dass negativen Auswirkungen auf die 
angrenzende Wohnbebauung ausge-
schlossen werden. 

 

Auswirkungen des fleischverarbeitenden Betriebs auf 
die benachbarte Wohnbebauung sind gutachterlich 
geprüft, mit dem Fachamt abgestimmt und – soweit 
im Rahmen eines sog. Angebotsbebauungsplans und 
der bestandsorientierten Überplanung möglich – in 
den Entwurfsunterlagen berücksichtigt. Eine Ver-
pflichtungserklärung des Eigentümers zur Einhaltung 
und Umsetzung der in dem Schallgutachten zugrunde 
gelegten Annahmen und Maßnahmen liegt der Stadt 
vor. 
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 - Für den Bereich des anzulegenden Ge-
wässers ist ein Heranrücken versiegel-
ter Flächen/Bebauung auszuschließen. 

 

Anlage und Gestaltung des offenzulegenden Neben-
gewässers sind zwischen den Fachplanern und den 
zuständigen städtischen Fachämtern abgestimmt 
worden. Ziel ist ein möglichst naturnaher Gewässer-
verlauf. Im Ergebnis wird der Entwicklungskorridor für 
das künftig offene Gewässer mit einer Breite von 
10 m vorgesehen. Von der Böschungsoberkante des 
Gewässers gemessen wird beidseitig ein Schutz-/ 
Bewirtschaftungsstreifen von 3 m Breite vorgesehen. 
Darüber hinaus sind keine weiteren Freiräume mehr 
nötig, d. h. es gibt ab da keine Einschränkungen für 
die Bebaubarkeit. 
 

 - Für das geplante Mehrfamilienhaus ist 
nach Möglichkeit eine geeignete Rege-
lung für den sozialen Wohnungsbau 
festzulegen. 

Das Plankonzept wurde hinsichtlich einer möglichen 
Bebauung mit Mehrfamilienhäusern innerhalb des 
„Vorhabenbereichs“ nochmals geprüft. Im Ergebnis 
sollen abweichend von der Vorentwurfsfassung ent-
lang der Straße Am Bollholz Baurechte für eine Be-
bauung mit Einzelhäusern mit möglichst einheitlicher 
Kubatur und Volumen vorbereitet werden. Angesichts 
der weitergehenden Beschränkung der Zahl der Woh-
nungen je Wohngebäude ist ein Mehrfamilienhaus 
nicht mehr umsetzbar.  
Unabhängig davon ist eine entsprechende Förderung 
aber auch für Ein-/Zweifamilienhäuser nicht ausge-
schlossen. Der Vorhabenträger hat signalisiert, dass 
entsprechende Nachfragen durchaus in einem gewis-
sen Umfang bestehen. Die Umsetzung der 25 % 
Quote zwischen der Stadt und dem Vorhabenträger 
bis zum Satzungsbeschluss in einem städtebaulichen 
Vertrag geregelt werden. 
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Stadtgestaltung und Denkmalschutz, 
Schreiben vom 09.12.2015 
 
Es wird mitgeteilt, dass die Belange der 
Denkmalpflege nicht berührt sind, da sich 
im Plangebiet keine eingetragenen Bau-/ 
Bodendenkmäler befinden. Es wird um 
Aufnahme eines Hinweises zum Umgang 
mit ggf. auftretenden Bodenfunden im 
Rahmen der Umsetzung gebeten. 
 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt, ein entsprechender 
Hinweis wird in die Entwurfsunterlagen aufgenom-
men. 
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Wohnungsbauförderung/Wohnungsauf-
sicht, Schreiben vom 18.01.2016 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass am 
Standort öffentlich geförderter Woh-
nungsbau in Form von Miet- und Eigen-
tumswohnungen möglich ist. Zur De-
ckung der Nachfrage nach barrierefreiem 
und generationenübergreifendem Wohn-
raum in der Siedlungsstruktur des Stadt-
bezirks Stieghorst wird es aus Sicht der 
Wohnungsmarktentwicklung für erforder-
lich gehalten, hier neue städtebauliche 
und bauplanungsrechtliche Bebauungs-

 
Das Plankonzept wurde hinsichtlich einer möglichen 
Bebauung mit Mehrfamilienhäusern innerhalb des 
„Vorhabenbereichs“ nochmals geprüft. Im Ergebnis 
sollen abweichend von der Vorentwurfsfassung ent-
lang der Straße Am Bollholz Baurechte für eine Be-
bauung mit Einzelhäusern mit möglichst einheitlicher 
Kubatur und Volumen vorbereitet werden. Angesichts 
der weitergehenden Beschränkung der Zahl der 
Wohnungen je Wohngebäude ist ein Mehrfamilien-
haus nicht mehr umsetzbar. Die Stellungnahme hat 
insofern keine weiteren Auswirkungen auf die Bau-
leitplanung und wird daher insgesamt zur Kenntnis 
genommen. 
Unabhängig davon ist eine entsprechende Förderung 
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möglichkeiten zu schaffen. Im nördlichen 
Bereich der Planänderung wäre Mehrfa-
milienhausbebauung möglich, eine antei-
lige öffentliche Förderung von Mietwoh-
nungen wäre hier vorstellbar. 
 

aber auch für Ein-/Zweifamilienhäuser nicht ausge-
schlossen. Der Vorhabenträger hat signalisiert, dass 
entsprechende Nachfragen durchaus in einem gewis-
sen Umfang bestehen. Die Umsetzung der 25 % 
Quote zwischen der Stadt und dem Vorhabenträger 
bis zum Satzungsbeschluss in einem städtebaulichen 
Vertrag geregelt werden. 
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Amt für Verkehr, Schreiben vom 
03.03.2017 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Straßen Am Rollkamp und Am Bollholz 
beitragsrechtlich noch unfertig und nach 
ihrer endgültigen Herstellung noch durch 
die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen zu refinanzieren sind. Um einem 
späteren Erschwernis bei Abrechnung 
vorzubeugen, wird angeregt, die gesamte 
Straßenfläche der Straße Am Rollkamp in 
das Änderungsgebiet einzubeziehen und 
dabei die Planausweisungen an die tat-
sächlichen Gegebenheiten und die heuti-
gen straßenbaulichen Vorstellungen 
(Weiterführung der 4,75 m breiten Stra-
ßenparzelle bis zur Straße Am Bollholz) 
anzupassen. 
Für die Straße „Am Bollholz“ muss eben-
falls sichergestellt werden, dass Bebau-
ungsplanausweisungen und tatsächlicher 
endgültiger Straßenausbau übereinstim-
men. Dies gilt insbesondere auch für den 
südlichen Abschnitt zwischen Haus Nr. 
29 und der Bahn, da hier aus verkehrli-
cher Sicht kein 11,0 m breiter Straßen-
ausbau erforderlich ist. 
 

 
Der Anregung wird gefolgt, die Straße am Am Roll-
kamp wird vollständig in den Geltungsbereich einbe-
zogen. Darüber hinaus sind die zu berücksichtigen-
den Verkehrsflächen zwischen den Fachplanern und 
den zuständigen städtischen Fachämtern abgestimmt 
und der Entwurfserarbeitung zugrunde gelegt worden. 
 

 Für fußläufige Erschließung des Quar-
tiers ist ein 2,00 m breiter Gehweg vom 
nördlichen Ende der Straße Am Rollkamp 
in Richtung Westen bis zur Planstraße 
planungsrechtlich zu sichern. 
Zur Verbesserung der Wegeverbindung 
zwischen neuem Wohngebiet und den 
ÖPNV-Haltestellen an der Bollstraße wird 
mindestens der Ausbau eines 2,0 m brei-
ten Gehwegs auf der Südseite der Straße 
Am Bollholz zwischen Haus Nr. 6 und der 
Planstraße anreget. Dieser Ausbau sollte 
durch den Investor im Rahmen des Er-
schließungsvertrags erfolgen. 
 

Die Erschließungsplanungen sind zwischen Fachpla-
nern und dem Amt für Verkehr abgestimmt worden. 
Eine durchgängige Wegeverbindung im nördlichen 
Bereich Am Bollholz wurde hierbei berücksichtigt. 
Sofern geplante straßenbegleitende Fußwege inner-
halb des Plangebiets liegen, werden diese von den 
festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen erfasst. 
Darüber hinausgehende Regelungen werden in den 
Erschließungsvertrag aufgenommen. 
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Umweltbetrieb/Stadtreinigung, Schreiben 
vom 07.12.2015 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine 
satzungsgemäße Abfallentsorgung mög-

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es 
wird davon ausgegangen, dass die Abfallentsorgung 
wie im Bestand erfolgen kann. Die Planstraße wird in 
ausreichender Breite auch für Müllfahrzeuge geplant, 
ein Rangieren ist aufgrund der gewählten Ringer-
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lich sein muss. 
 

schließung nicht erforderlich. Diesbezüglich Probleme 
für die Umsetzung einer satzungsgemäßen Abfallent-
sorgung werden insofern nicht erwartet. 
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Umweltbetrieb/Stadtentwässerung, 
Schreiben vom 11.01.2016 
 
Es werden Erfordernisse der Schmutz-
wasserentsorgung durch Anschluss an 
die bestehende Kanalisation und zum 
Umgang mit Niederschlagswasser vorge-
tragen. Zudem werden Hinweise zu den 
Kosten (Herstellung und Unterhaltung) 
gegeben. Weiterhin wird darauf hingewie-
sen, dass bei geplanten Anpflanzungen 
in einer Breite von 2,50 m beidseitig vor-
handener/geplanter Kanaltrassen keine 
tiefwurzelnden Bäume oder Sträucher 
vorzusehen sind. 
 

 
 
 
 
Die Erschließungsplanungen sind durch den Vorha-
benträger/Fachplaner mit dem Umweltbetrieb im Vor-
feld der Entwurfsplanungen abgestimmt und der Ent-
wurfserarbeitung zugrunde gelegt worden. Darüber 
hinaus werden die mitgeteilten Informationen zur Ent-
wässerung, Überflutungsvorsorge, zu Mindestbreiten 
für Straßen, in denen Kanäle geplant sind, zur städti-
schen Entwässerungssatzung, zu Folgekosten sowie 
zu erforderlichen Abständen tiefwurzelnder Pflanzen/ 
Gehölze zu Kanaltrassen zur umfassenden Informati-
on in Begründung/Umweltbericht aufgenommen.  
 

 Grundsätzlich ist ein Anschluss an die in 
den umliegenden Straßen befindlichen 
Mischwasserkanäle möglich. In der ge-
planten öffentlichen Erschließungsstraße 
ist die Verlegung eines öffentlichen 
Mischwasserkanals erforderlich. Für das 
nördlichste Grundstück östlich des ge-
planten Gewässergrabens besteht eine 
Anschlussmöglichkeit an den öffentlichen 
Kanal nur über das südlich angrenzende 
private Grundstück. Daher sollte im Be-
bauungsplan ein entsprechendes Geh-, 
Fahr-und Leitungsrechten zugunsten 
privater Dritter berücksichtigt werden. 
Durchleitungsrechte zugunsten Dritter 
sollten grundbuchrechtlich gesichert wer-
den. 
 

Ein Anschluss des Plangebiets an die bestehenden 
öffentlichen Kanäle ist grundsätzlich möglich, die La-
ge künftiger Grundstücksgrenzen wird im Bebauungs-
plan jedoch nicht geregelt. Insofern sind im Rahmen 
der Umsetzung je nach Grundstückszuschnitt An-
schlussmöglichkeiten ggf. nur über fremde Grundstü-
cke auf Grundlage privatrechtlicher Vereinbarungen/ 
grundbuchlicher Sicherung zu realisieren. Die betrof-
fene Fläche wird insgesamt von einem Vorhabenträ-
ger entwickelt und vermarktet, weitergehende Rege-
lungen im Bebauungsplan für die betroffene Neubau-
fläche sind hier nicht erforderlich. 
 

 Es wird angeregt, Niederschlagswasser 
von den am offenzulegenden Nebenge-
wässer 29.06 gelegenen Grundstücken 
direkt in dieses Gewässer einzuleiten. 
Dies ist der Unteren Wasserbehörde an-
zuzeigen (Anliegergebrauch). Das restli-
che Niederschlagswasser soll der Misch-
kanalisation zugeführt werden. Das Plan-
gebiet ist bereits in den bestehenden 
Einleitungserlaubnissen berücksichtigt. 
 

Die Anregungen hinsichtlich der Umsetzbarkeit der 
teilweisen Direkteinleitung von Niederschlagswasser 
in das offenzulegende Gewässer werden zur Kennt-
nis genommen. Die Planunterlagen werden entspre-
chend angepasst. 
 

 Öffentliche und private Straßen, in denen 
sich öffentliche Kanäle befinden bzw. 
geplant sind, sind in einer Mindestbreite 
von 5,50 m auszuführen. Es wird darum 
gebeten, die Führung bestehender und 
geplanter öffentlicher Entwässerungsein-
richtungen in den Bebauungsplan einzu-
tragen. 
 

Geplante Erschließungsstraße ist mit 6 m bzw. 8 m 
ausreichend breit geplant, um die erforderlichen Ka-
näle unterzubringen. Eine Festsetzung der mitgeteil-
ten Entwässerungseinrichtungen ist insofern entbehr-
lich. Zur umfassenden Information werden die Kanäle 
als Hinweise in den Plan übernommen. 
 
Für die Straße Am Rollkamp wird mit 4,75 m die er-
forderliche Mindestbreite jedoch unterschritten. So-
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wohl Bebauung als auch Kanäle sind hier bereits 
vorhanden, eine Straßenmindestbreite von 5,50 m 
kann hier mit Blick auf die Bestandssituation nicht 
mehr umgesetzt werden. Nach Rücksprache mit dem 
Umweltbetrieb wird die fehlende Differenz durch Un-
terhaltungs- und Betretungsrechte zu Gunsten der 
jeweils betroffenen Ver- und Entsorgungsträger im 
Bebauungsplan berücksichtigt (GFL3). Die hiervon 
betroffenen, in der Örtlichkeit von Bebauung freige-
haltenen Flächen sind gemäß Altplan Teil der festge-
setzten öffentlichen Verkehrsfläche, die in diesem 
Umfang nicht realisiert worden ist. Insofern bewertet 
die Stadt die GFL-Festsetzung auch mit Blick auf die 
betroffenen privaten Belange für vertretbar. 
 

 Innerhalb des Plangebiets befindet sich 
das Nebengewässer 29.06 zum Sus-
sieksbach. Der Verlauf des Gewässers ist 
in Abstimmung mit dem Umweltamt in 
den Bebauungsplan aufzunehmen. 
 

Die Zusammenhang mit den erfassten Gewässern im 
Bebauungsplan erforderlichen Festsetzungen sind mit 
dem Umweltamt abgestimmt und entsprechend be-
rücksichtigt worden. 
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Anlage zu A.1.1: 
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A.2 
Auswertung der Stellungnahmen aus den Beteiligungsschritten gemäß §§ 3 (2), 4 (2) 
BauGB 
 
Im Rahmen der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 (2) BauGB sind keine Stellungnahmen einge-
gangenen. Die Bedenken, Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB werden in Tabelle A.2.1 behandelt.  
 
 

A.2.1 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB  

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Behörden  
(Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung 

 
1 
 

 
Polizeipräsidium Bielefeld, Schreiben vom 
13.12.2017  
 
Aus polizeilicher verkehrlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken. Der Hinweis aus dem Schrei-
ben zur frühzeitigen Beteiligung zum Einbruch-
schutz (s. Tabelle A.1.2, lfd. Nr. 9) hat weiter 
Bestand. 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 

 
2 
 

 
Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben vom 
13.12.2017 
 
Sofern Bahnanlagen davon nicht berührt bzw. 
beeinträchtigt werden bestehen keine Beden-
ken. 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Eine Betroffenheit/Beeinträchtigung von 
Bahnanlagen durch die vorliegende Ände-
rungsplanung ist nicht erkennbar. 

 
3 
 

 
Deutsche Bahn AG, Schreiben vom 
18.12.2017 
 
Bei Beachtung nachfolgender Hinweise und 
Auflagen bestehen keine Bedenken: 
 

 

 - Durch den Eisenbahnbetrieb etc. entstehen 
Immissionen. Bei der angrenzenden Bahn-
strecke handelt es sich um eine planfestge-
stellte Anlage, insofern können Entschädi-
gungsansprüche o. Ä. nicht geltend gemacht 
werden. Spätere Nutzer sind frühzeitig und in 
geeigneter Weise auf die Beeinflussungsge-
fahr hinzuweisen. 

Der durch den Schienenverkehr verursachte 
Verkehrslärm wurde in den gutachterlichen 
Untersuchungen berücksichtigt. Auf Grundlage 
der gutachterlichen Ergebnisse waren bereits 
zum Entwurf entsprechende passive Schall-
schutzmaßnahmen im Bebauungsplan festge-
setzt, um gesunde Wohn-/Arbeitsverhältnisse 
zu gewährleisten. Zudem rückt die mit der Pla-
nung ermöglichte Neubebauung nicht näher 
als die benachbarten Bestandsgebäude an die 
Bahnanlagen heran. Die Hinweise wurden 
somit bereits angemessen berücksichtigt, wei-
tergehender Handlungsbedarf auf Bebauungs-
planebene ist nicht erkennbar. 
 

 - Im Hinblick auf ggf. überplante DB-Grundstü-
cke wird darauf hingewiesen, dass die Über-
planung bahnverträglich ist. 

 

- Zwischen Schienenwegen, Bahnübergängen 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Bahngrundstücke werden vom 
Plangebiet nicht erfasst. Auch sind andere Ver-
kehrswege entlang des benachbarten Schie-
nenwegs im Bebauungsplan nicht vorgesehen. 
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und anderen Verkehrswegen sind Mindest-
abstände von 25 m und Schutzmaßnahmen 
erforderlich. Ein Abrollen zum Bahngelände 
hin ist durch geeignete Schutzmaßnahmen 
zu verhindern; Anträge auf Baugenehmigun-
gen sind dem Unternehmen vorzulegen. 

 

- Tiefe von Ausschachtungen für Fundamente 
etc. muss außerhalb des Druckbereichs der 
Eisenbahnverkehrslasten liegen. Lichtzei-
chen, Beleuchtungsanlagen etc. dürfen den 
Bahnverkehr nicht behindern (z. B. durch 
Blendwirkungen). 

 

- Ableitung von Dach-, Oberflächen- und sons-
tigen Abwässern darf nicht auf oder über 
Bahngrund erfolgen, sondern sind ordnungs-
gemäß in die Kanalisation einzuleiten. Einer 
Versickerung in Gleichnähe kann nicht zuge-
stimmt werden. 

 

- Abstandflächen dürfen sich unter Beachtung 
der gesetzlichen Regelungen auf Bahnge-
lände erstrecken (kostenpflichtiger Erstat-
tungsvertrag) 

 

Die übrigen Anforderungen sind einzelfallbe-
zogen im Rahmen der Umsetzung zu klären 
sowie auf Grundlage der jeweiligen gesetzli-
chen Vorgaben zu berücksichtigen. 
 
Zusammenfassend wird die Stellungnahme 
somit zur Kenntnis genommen. 

 
4 
 

 
Bezirksregierung Detmold, Schreiben vom 
12.12.2017 
 
Im Hinblick auf die Bereiche Immissionsschutz/ 
Achtungsabstände KAS-18, kommunales Ab-
wasser sowie Agrarstruktur und allgemeine 
Landeskultur bestehen keine Bedenken oder 
Anregungen. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Den im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung vorgetragenen Anregungen (s. Punkt A.1, 
lfd. Nr. 10) konnte im Ergebnis angemessen 
entsprochen werden. 
  

 
5 
 

 
Landesbetrieb Wald und Holz NRW, Schreiben 
vom 15.12.2017 
 
Im Vorfeld der Planänderung erfolgte eine Be-
urteilung der Gehölzflächen im Änderungsbe-
reich durch die Fachbehörde. Die in diesem 
Rahmen getroffenen Anregungen sind in die 
Planunterlagen übernommen worden. Weitere 
Anregungen oder Bedenken bestehen nicht. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
6 
 

 
Landwirtschaftskammer NRW, Schreiben vom 
16.11.2017 
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen keine 
Bedenken. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  

 
7 
 

 
Deutsche Telekom Technik GmbH, 
Schreiben vom 24.11.2017 
 
Es wird auf die Stellungnahme PTI 15, 
60020347 vom 15.12.2015 hingewiesen, die 
weiterhin gilt. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Auf die Behandlung der Stellungnahme 
des Versorgungsträgers vom 15.12.2015 (s. 
Punkt A.1, lfd. Nr. 11) wird verwiesen. Weiterer 
Handlungsbedarf besteht im Rahmen der Bau-
leitplanung dazu nicht.  
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8 
 

 
Stadtwerke Bielefeld GmbH, Schreiben vom 
04.12.2017 
 
Die Belange des Unternehmens werden in den 
Darstellungen/Festsetzungen ausreichend 
berücksichtigt. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. 

 
9 
 

 
IHK Ostwestfalen zu Bielefeld, Schreiben vom 
15.12.2017 
 
Die geplante Wohngebietsausweisung rückt 
näher an das Gewerbegebiet Asemissen im 
Kreis Lippe heran. Daher wird angeregt, die 
dort zuständige IHK Lippe zu Detmold zu betei-
ligen. 
 

 
Der Anregung wurde gefolgt, die IHK Lippe zu 
Detmold wurde mit Schreiben vom 06.12.2017 
ergänzend beteiligt. 

 
10 

 

 
IHK Lippe zu Detmold, Schreiben vom 
28.12.2017 
 
Es wird mitgeteilt, dass im Gewerbegebiet Ase-
missen u. a. Maschinen, elektronische Bau-
elemente und Kunststoffwaren hergestellt bzw. 
Oberflächen veredelt. Der rechtskräftige Be-
bauungsplan 01/06 „Gewerbegebiet Asemis-
sen“ setzt ein GE/N1-4 mit entsprechenden 
Abstandklassen fest. Das Gewerbegebiet hat 
sich über die Jahre positiv entwickelt. Es wird 
davon ausgegangen, dass die angedachte 
Verfestigung der Wohnnutzung in unmittelbarer 
Nachbarschaft keine Einschränkungen für den 
Betrieb der Unternehmen in Leopoldshöhe 
bedeuten. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Einschränkungen für die Betriebe des 
Gewerbegebiets Asemissen werden durch die 
Planung nicht verursacht. 

 
11 

 

 
Gemeinde Leopoldshöhe, Schreiben vom 
15.12.2017 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach der 
zugrunde gelegten Lärmprognose der DEKRA 
an den Immissionsorten IP10-IP13 die Immis-
sionsrichtwerte nachts nur knapp eingehalten 
werden. Angesichts der Änderung der Bewer-
tungsgrundlage von einem MI zu einem WA 
wird die Lärmimmissionssituation ungünstiger, 
da das WA einen höheren Schutzanspruch 
genießt. Daher wird nachdrücklich darauf hin-
gewiesen, dass die gegenwärtigen gewerbli-
chen Nutzungsmöglichkeiten des Gewerbege-
biets keine Einschränkungen durch die vorlie-
gende Planung erfahren dürfen. 
 

 
Die Einhaltung der maßgeblichen Immissions-
richtwerte der TA Lärm an den im Plangebiet 
nächstgelegenen Wohngebäuden im Bestand 
IP10/11 ist gutachterlich nachgewiesen und 
zum Entwurf entsprechend dargelegt worden. 
Darüber hinaus wurden die Hinweise der Ge-
meinde vom Fachgutachter nochmals überprüft 
(s. Schreiben der DEKRA Automobil GmbH 
vom 21.02.2018). Dieser hat im Ergebnis be-
stätigt, dass die im Gutachten gewählten An-
sätze unter den gegebenen örtlichen Rahmen-
bedingungen die für ein Gewerbegebiet typi-
schen Geräusche abbilden. Zudem ist insbe-
sondere zur Nachtzeit der Immissionspunkt 
IP12 außerhalb des Plangebiets (Wohnnut-
zung im Außenbereich, Berücksichtigung ana-
log MI) aufgrund seiner geringeren Entfernung 
zum Gewerbegebiet als maßgeblicher Immis-
sionsort zu bewerten. Laut Gutachter würden 
alle Änderungen der im Gutachten für das GE 
Asemissen berücksichtigten flächenbezogenen 
Schallleistungspegel bereits dort zu einer 
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Überschreitung der maßgeblichen Immissions-
richtwerte führen. Somit hat die Festsetzung 
eines WA im Zuge der vorliegenden Änderung 
im Bereich der erfassten Bestandsbebauung 
östlich der Straße Am Bollholz keine Ein-
schränkungen auf das Gewerbegebiet Asemis-
sen.  
Den Hinweisen wird insofern entsprochen und 
der Stellungnahme gefolgt. 
 

 
12 

 

 
Untere Naturschutzbehörde, Schreiben des 
Umweltamts der Stadt Bielefeld vom 
11.01.2018 
 
Angeregt wird die Aufnahme einer textlichen 
Festsetzung gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB zur 
Beschränkung der Gehölzbeseitigung auf den 
Zeitraum außerhalb der Vogelbrut- und Auf-
zuchtzeit (Zeitraum zwischen dem 01.10. und 
dem 28.02. eines Jahres), da ansonsten das 
Tötungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG 
greifen könnte. 
In diesem Zusammenhang wird auch die Über-
arbeitung des Kapitels Artenschutz in der Be-
gründung gefordert. Im Bebauungsplangebiet 
und im Umfeld sind planungsrelevante Arten 
kartiert worden. Hingewiesen wird auf im Ar-
tenschutzbeitrag dargelegte Vermeidungs-
maßnahmen (Gehölzfällung außerhalb der 
Vogelbrutzeit, Amphibienschutzzaun während 
der Bauphase), um eine Betroffenheit der Ver-
bote des § 44 (1) BNatSchG auszuschließen. 
Allgemeine Hinweise werden nicht als ausrei-
chend bewertet. 
In diesem Zusammenhang wird weiterhin ge-
fordert, die Aussagen zu den Verboten des 
§ 44 (1) Nr. 1 und 2 BNatSchG zu ergänzen. 
Eine Betroffenheit des Tötungsverbots kann 
durch die Festsetzung der Gehölzbeseitigung 
außerhalb der Vogelbrutzeit ausgeschlossen 
werden.  

 
Artenschutz allgemein: 
Laut Artenschutzbeitrag wurden planungsrele-
vante Arten mit Ausnahme des Feldsperlings 
nur außerhalb des Plangebiets bzw. in Berei-
chen, für die vorhabenbedingt keine Verände-
rungen zu erwarten sind, gesichtet. Für den 
Feldsperling wurde darüber hinaus festgestellt, 
dass im Raum sowohl genügend geeignete 
Strukturen als Neststandorte als auch nah ge-
legene Nahrungshabitate verbleiben, in die ein 
Ausweichen möglich wäre. Darüber hinaus 
liegen auch für den als planungsrelevante Art 
geltenden Kammmolch nur Hinweise auf ein 
Vorkommen im Umfeld des Plangebiets vor. Im 
Ergebnis der gutachterlichen Untersuchungen 
wird im Rahmen der Umsetzung der Planung 
eine mögliche Erfüllung von Verboten im Sinne 
des § 44 BNatSchG ausgeschlossen. 
Da sich vorhabenbedingte Verluste potenzieller 
Habitatstrukturen i. W. auf eine isoliert zwi-
schen vorhandenen Bebauungen verbliebene 
Ackerfläche (ca. 1,5 ha) reduzieren, sind keine 
essentiellen Strukturverluste für die im Raum 
gesichteten oder auch potenziell vorkommen-
den planungsrelevanten Arten zu erwarten. 
Eine Festsetzung vorgezogen zum Eingriff im 
räumlich-funktionalen Zusammenhang von be-
einträchtigten Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
zu realisierender funktionserhaltender Maß-
nahmen (CEF) ist nicht erforderlich. 
Ungeachtet dessen gelten die gesetzlichen 
Vorhaben des § 39 BNatSchG. Auf das darin 
genannte Verbot Schnitt- und Rodungsarbeiten 
von Bäumen, Hecken, lebenden Zäunen, Ge-
büschen und anderen Gehölzen etc. in der Zeit 
vom 1. März bis zum 30. September eines Jah-
res durchzuführen, wird zum Schutz von Nist-, 
Brut-, Wohn- und Zufluchtsstätten in der Plan-
karte mit einem entsprechenden textlichen 
Hinweis generell verwiesen. Außerhalb dieser 
Zeit wird ein ggf. erforderliches Ausweichen im 
Raum vorkommender Einzelindividuen auf im 
Nahbereich verbleibende und i. W. deutlich 
besser geeignete Strukturen als möglich erach-
tet. Bei Bäumen, die auf gärtnerisch genutzten 
Flächen stehen, liegt die Verantwortung beim 
Eigentümer, Schnitt- und Rodungsarbeiten etc. 
nicht gegen die gesetzlichen Bestimmungen zu 
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verstoßen. Einer zusätzlichen flächenbezoge-
nen Festsetzung bedarf es nicht.  
Im Ergebnis werden die Artenschutzbelange in 
den Planunterlagen bereits in ausreichendem 
Umfang berücksichtigt und dargelegt. Das An-
treffen planungsrelevanter Einzelindividuen im 
Plangebiet (insbesondere in den Gärten) wird 
nicht infrage gestellt. Vermeidungsmaßnahmen 
auf Bebauungsplanebene leiten sich hieraus 
jedoch nicht ab. Die darüber hinaus in den 
Planunterlagen enthaltenden Hinweise zu Ver-
meidungsmaßnahmen dienen lediglich der um-
fassenden Information im Rahmen der Umset-
zung und umfassen bereits in Fachgesetzen 
geregelte Vorgaben sowie gutachterliche Emp-
fehlungen zur allgemeinen Konfliktminderung. 
Über redaktionelle Anpassungen hinaus be-
steht hier kein weitergehendes Handlungser-
fordernis auf Bebauungsplanebene.  
 

 Der empfohlene Amphibienschutzzaun während 
der Bauphase ist nicht auf ein Jahr zu beschrän-
ken. Um entsprechende Anpassung des Hinwei-
ses zum Artenschutz wird gebeten. Zudem wird 
angeregt, ist die Erforderlichkeit der Aufstel-
lung des Amphibienschutzzauns um das Bau-
feld als Vermeidungsmaßnahme im Umweltbe-
richt deutlicher herauszustellen.  
Darüber hinaus ist die Aufstellung des Amphi-
bienschutzzaunes vor Satzungsbeschluss über 
einen städtebaulichen Vertrag zu regeln. 
 

Amphibienschutz: 
Der Artenschutzhinweis wird wie angeregt, 
redaktionell angepasst. Im Umweltbericht sind 
entsprechende Aussagen bereits in ausrei-
chendem Umfang enthalten, hier besteht in-
haltlich kein Anpassungsbedarf.  
Darüber hinaus ist mit der Unteren Natur-
schutzbehörde bereits während des Verfah-
rens die Abstimmungen bzgl. weitergehender 
Regelungen in einem städtebaulichen Vertrag 
abgestimmt worden. Ein entsprechender Ver-
trag mit dem Investor wird geschlossen.  
 

 Es wird darum gebeten, die Begründung um 
die Auswirkungen auf den Landschaftsplan 
einschließlich der beigefügten Übersichtskarte 
zu ergänzen. Zudem wird um redaktionelle 
Korrektur des erfassten LSG in der Begrün-
dung gebeten. 
 

Landschaftsplan und LSG: 
Die Begründung wird redaktionell angepasst. 

  Zusammenfassend wird der Stellungnahme 
teilweise gefolgt. 
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Untere Wasserbehörde, Schreiben des Um-
weltamts der Stadt Bielefeld vom 11.01.2018 
 
Die Offenlegung des Gewässers wird begrüßt. 
Die am neuen Gewässerverlauf liegenden Ge-
bäude sollen ihr Niederschlagswasser direkt 
ortsnah einleiten. Dazu ist vom jeweiligen  
Eigentümer ein Erlaubnisantrag beim Umwelt-
amt Bielefeld zu stellen. 
Angeregt wird, das neue Gewässer vom 
Durchlass unter der Bahn bis zur Einmündung 
in den Sussieksbach im B-Plan darzustellen. 
 

 
Die erforderliche Einleitung des Nieder-
schlagswassers von den direkt an das Gewäs-
ser angrenzenden Baugrundstücken wurde 
bereits zur Offenlage in den Planunterlagen 
dargelegt und ist im Rahmen der Umsetzung 
zu beachten. 
Die Abstimmungen der Entwässerungsplanung 
mit den zuständigen Fachämtern sind noch 
nicht abgeschlossen, so dass der genaue künf-
tige Gewässerverlauf noch nicht bekannt ist. 
Eine nachrichtliche Darstellung im Bebauungs-
plan kann daher nicht erfolgen. Der Anregung 
kann daher nicht gefolgt werden. 
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Untere Immissionsschutzbehörde, Schreiben 
des Umweltamts der Stadt Bielefeld vom 
11.01.2018 
 
Die im Verfahren vorgebrachten Punkte sind in 
den Planunterlagen berücksichtigt. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 
15 

 
Untere Denkmalbehörde, Schreiben vom 
16.11.2017 
 
Es wird mitgeteilt, dass die Belange der Denk-
malpflege nicht berührt sind, da sich im Plan-
gebiet keine eingetragenen Bau-/Bodendenk-
mäler befinden. Es wird um Aufnahme eines 
Hinweises zum Umgang mit ggf. auftretenden 
Bodenfunden im Rahmen der Umsetzung ge-
beten. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der angeregte Hinweis war bereits 
zur Offenlage in den Planunterlagen enthalten. 
Im Ergebnis besteht kein weiterer Handlungs-
bedarf auf Bebauungsplanebene. 
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A.3  
Auswertung der verwaltungsinternen Empfehlungen und Änderungsvorschläge  
 
Nachfolgend werden die verwaltungsinternen Anregungen bzw. Änderungs-/Ergänzungsvor-
schläge der Fachabteilungen zusammengestellt und ausgewertet.  

 

Stellungnahmen der Verwaltung parallel zur Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB  

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Verwaltung  
(Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Be-
rücksichtigung in der Planung 

 
A.3.1 

 
Umweltamt der Stadt Bielefeld, Schreiben vom 
11.01.2018 

 

  
Grünplanung 
 

 

 Textliche Festsetzung 7.1 „Öffentliche Grünflä-
che“ mit der Zweckbestimmung „Begleitgrün“ 
befindet sich innerhalb des Straßenraums und 
bietet keine Aufenthaltsqualität. Daher ist diese 
als öffentliche Verkehrsfläche mit der Zweck-
bestimmung Verkehrsgrün festzusetzten.  
Ergänzend ist der derzeit versiegelte südliche 
Kronentraufbereich als öffentliche Verkehrsflä-
che mit der Zweckbestimmung Begleitgrün 
festzusetzen. Langfristig sollen hierdurch nega-
tive Auswirkungen, z. B. über eine Neuversie-
gelung, auf die Vitalität des zu erhaltenden 
Baumes vermieden werden. Gerade auch vor 
dem Hintergrund, dass der Kronentraufbereich 
bereits stark versiegelt ist und durch die beab-
sichtigte Planstraße eine weitere Versiegelung 
entstehen wird. 

Die Anregung kann nicht umgesetzt werden, 
da das Bauplanungsrecht die Zweckbestim-
mung „Verkehrsgrün“ für Verkehrsflächen nicht 
vorsieht und über den Katalog des § 9 BauGB 
hinaus keine „Festsetzungsfindung“ zulässig 
ist.  
Im Übrigen hat die Festsetzung einer öffentli-
chen Grünfläche keinen Zusammenhang zu 
deren Aufenthaltsqualität, sondern bezieht sich 
ausschließlich auf deren Nutzerkreis. Haupt-
merkmal von Grünflächen nach § 9 (1) Nr. 15 
BauGB ist eine begrünte Fläche, die einem 
bestimmten städtebaulichen Zweck dient – 
vorliegend v. a. der Abstandhaltung der Er-
schließung zwischen Gewerbebetrieb und 
Wohnbebauung sowie der Vermeidung weiter-
gehender Versiegelungen im Bereich der an-
gesprochen Kronentraufe. 
Eine über die heutige Beeinträchtigung des 
Kronentraufbereichs hinausgehende Beein-
trächtigung durch Versiegelung der Planstraße 
ist nicht erkennbar. Darüber hinaus wäre ein 
(heute nicht absehbarer) Ausbau der Straße 
Am Bollholz südlich der Planstraße durch die 
Stadt selbst vorzunehmen. 
 

 Textliche Festsetzung 10.3 „Erhalt von Einzel-
bäumen“: Der Zusatz „Informationen erhältlich 
über das Umweltamt der Stadt Bielefeld“ ist 
entbehrlich. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, der 
Verweis wird aber im Sinne der umfassenden 
Information im Rahmen der Umsetzung für 
sinnvoll erachtet.  

 Aus grünplanerischer Sicht wird zur Begrünung 
der Stellplätze und als raumprägendes Ele-
ment die Festsetzung von drei der vier vorge-
schlagenen Neupflanzungen südlich der Plan-
straße empfohlen. Aufgrund der Nähe zu dem 
Bestandsbaum, ist der östlichste Baum auszu-
schließen. Es sind mittelgroße, standortgerech-
te und stadtklimafeste Laubbäume in der Qua-
lität Hochstamm, Stammumfang 16 – 18 cm, 
3xv zu pflanzen sowie dauerhaft zu erhalten 
und fachgerecht zu pflegen. Bei Ausfall sind 
die Bäume zu ersetzen. 

Die angeregten Baumpflanzungen werden 
grundsätzlich als sinnvoll bewertet. Eine pau-
schale Festsetzung im Bebauungsplan ist vor-
liegend jedoch nicht zielführend, da entspre-
chende Pflanzmaßnahmen der Entwässe-
rungsplanung mit Gewässeroffenlegung sowie 
der Straßenausbauplanung/Zahl erforderlicher 
Stellplätze entgegenstehen können. Geeignete 
Pflanzmaßnahmen sollen daher erst im Rah-
men der Erschließungs- und Entwässerungs-
planung abgestimmt werden. Die Empfehlun-
gen werden zur umfassenden Information in 
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 der Begründung ergänzt. 
 

 Die neue Wohnbebauung löst einen zusätzli-
chen Spielflächenbedarf von 432 m² aus. Die 
Ausweisung eines zusätzlichen Spielplatzes im 
Plangebiet ist aus fachlicher Sicht nicht sinn-
voll, daher soll der Spielplatz an der Bollstraße 
(Anlagennr. 55075) durch Abstandszahlung 
aufgewertet werden. Mit dem Investor ist hier-
zu eine vertragliche Vereinbarung zu treffen. 
Hingewiesen wird darauf, dass sich durch die 
Aufwertung des Spielplatzes an der Bollstraße 
die laufenden Kosten für dessen Unterhaltung 
sowie durch die Miet- und Pachtzahlungen 
erhöhen. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und in den Planunterlagen redaktionell ange-
passt. Regelungen zur Aufwertung des Spiel-
platzes durch Abstandzahlung sind Bestandteil 
eines mit dem Investor abgeschlossenen städ-
tebaulichen Vertrags. 

  
Lärmschutz 
 

 

 Aufgrund der erhöhten Lärmbelastung im Nah-
bereich der Bahnlinie wird gebeten, nachste-
hende textliche Festsetzung aufzunehmen: 
„In bestehenden (Umbauten) und geplanten 
Wohnnutzungen in den MI1 und MI2 (1. Bau-
reihe nördlich entlang der Bahnlinie, EG und 1. 
OG) sind schutzwürdige Schlafräume lärmab-
gewandt (Nordfassade) auszurichten.“ 
 

Die zur Offenlage enthaltenen textlichen Fest-
setzungen bzgl. der Vorkehrungen zum Schutz 
vor schädlichen Einwirkungen stellen bereits 
gesunde Wohnverhältnisse innerhalb der Ge-
bäude sicher. Insofern sind ergänzende Rege-
lungen im Bebauungsplan hier nicht erforder-
lich. 
 

  
Energieeffizienz 
 

 
 

 Der Verweis auf die DIN 5034-1 in der Stel-
lungnahme vom 09.02.2016 ist nach wie vor 
gültig. Laut § 1 (6) Nr. 1 BauGB hat der Be-
bauungsplan die Aufgabe, die Voraussetzun-
gen für „gesunde Lebens- und Arbeitsverhält-
nisse“ zu schaffen. In § 136 wird konkretisiert, 
dass Belichtung und Besonnung Bestandteil 
von gesunden Lebens- und Arbeitsverhältnis-
sen sind. Was als ausreichende Besonnung 
und Belichtung gilt, kann durch die DIN 5034-1 
als Mindeststandard definiert werden. Siehe 
dazu das Urteil des BVerwG 4 A 4.04. Dem in 
der Planungsbegründung zitierten Urteil des 
OVG würde eine völlig andere Sachlage zu-
grunde liegen, in dem die DIN 5034-1 keine 
Erwähnung findet. Die Darstellungen des Ge-
staltungsplans lassen eine Einhaltung der Min-
destbesonnungsdauer zum Stichtag am 17. 
Januar vermuten. Allerdings lassen die recht-
lich bindenden Festsetzungen eine Unter-
schreitung dieser Abstände zu. 
 

Die DIN 5034-1, die Einhaltung einer Mindest-
besonnung zum Stichtag am 17. Januar etc. 
stellen keine rechtlichen Grundlagen für die 
Bauleitplanung dar (s. Punkt A.1, lfd. Nr. 16). 
Ebenso sind die aufgenommenen Regelungen 
hinsichtlich Nutzungsmaße, Bauweise und 
überbaubarer Grundstücksfläche umfassend in 
der Begründung dargelegt. Anhaltspunkte, 
dass diese auf eine kleinteilige Wohngebiets-
bebauung abgestellten Festsetzungen nicht 
geeignet sind, um grundsätzlich gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch im Hin-
blick auf eine ausreichende Belichtung zu ge-
währleisten, sind im Ergebnis nicht erkennbar. 
Weitergehende bauordnungsrechtliche Anfor-
derungen auch im Hinblick auf Mindestabstän-
de, Belichtung etc. sind Gegenstand der einzel-
fallbezogenen Prüfung im Baugenehmigungs-
verfahren. 
Im Übrigen ist auch nicht ersichtlich, inwiefern 
das angeführte Urteil des BVerwG (Planfest-
stellungsverfahren zum Autobahnbau ein-
schließlich Brückenbauwerken) auf die vorlie-
gende Wohngebietsplanung sachgerecht über-
tragen anzuwenden wäre. 
 

 In Anbetracht der Tatsache, dass es sich hier 
um eine Angebotsplanung mit noch nicht defi-
nierten Grundstücksgrößen handelt, sind die 
Baufenster so anzupassen, dass eine Vermei-

Darüber hinaus sind im Rahmen der vorliegen-
den Angebotsplanung weder die genauen 
Standorte der Gebäude noch die künftigen 
Grundstücksgrenzen bereits bekannt, so dass 
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dung wesentlicher Verschattungseffekte aus-
geschlossen wird. Das Begrünungskonzept ist 
an die Vermeidung von Verschattungseffekten 
für die solarenergetisch aktiven Flächen der 
Häuser anzupassen. 

die angeregte Anpassung der Baufenster auf-
grund der dann sehr starren Vorgaben i. V. m. 
mit den Regelungen zur Bauweise (Einzel- 
oder Doppelhäuser) zu einer noch geringeren 
Baudichte führen würde. Dies stellt insofern 
einen Widerspruch zu Zielen der vorliegenden 
Planung dar, z. B. kann unter derartigen Vo-
raussetzungen kostengünstiges Bauen für Fa-
milien dann nicht mehr gewährleistet werden. 
Eine derartige Einschränkung der Baumöglich-
keiten ist insofern weder städtebaulich sinnvoll 
noch zu begründen. Dagegen erlauben die Im 
Entwurfsplan festgesetzten Baufelder grund-
sätzlich Spielräume in der Ausgestaltung künf-
tiger Gebäude, ebenso gewährleisten die ge-
troffenen rahmensetzenden Vorgaben die Um-
setzbarkeit erforderlicher Mindestabstände zur 
Nachbarbebauung. Möglichkeiten zur solar-
energetischen Nutzung der Dachflächen sind 
ebenso gegeben. Weitergehender Handlungs-
bedarf besteht nicht. 
 

  
Stadtklima 
 

 

 Die Sicherung der hochklimaempfindlichen 
Fläche im Südosten des Plangebiets wird als 
sachgerecht bewertet. Darüber hinaus ist die 
überwiegend angedachte Gebäudeanordnung 
mit Firstrichtung West-Ost zur Förderung der 
Durchlüftung für den übergeordneten Wind 
geeignet. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 Aus Sicht des Stadtklimas sind ergänzende 
Baumpflanzungen im Straßenraum von „Am 
Bollholz“ und der Erschließungsstraße zur 
Schaffung beschatteter Geh- und Aufenthalts-
bereiche erforderlich. Um eine entsprechende 
Prüfung wird gebeten.  
 

Die angeregten Baumpflanzungen werden 
grundsätzlich für sinnvoll bewertet. Da vorlie-
gend die künftigen Grundstücksgrenzen und  
-zufahrten aber noch nicht bekannt sind, kann 
eine pauschale Festsetzung im Bebauungs-
plan einer sinnvollen Grundstückerschließung 
entgegenstehen. Eine Klärung geeigneter 
möglicher Baumstandorte soll daher im Zuge 
der Ausbauplanung erfolgen. 
 

 Der Anregung einer Flächenversiegelung im 
geringstmöglichen Umfang und einer GRZ von 
max. 0,3, ohne Zuschläge für Nebenanlagen 
wurde nicht gefolgt. Aufgrund der Lage des 
Plangebiets am Stadtrand außerhalb der in-
nerstädtischen Wärmebelastungszone und des 
mäßig klimaempfindlichen Geländes ist dies in 
diesem planerischen Einzelfall vertretbar. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 
A.3.2 

 
Feuerwehramt/Brandschutz, Schreiben vom 
02.01.2018 
 
Es wird darauf hingewiesen das bei der Be-
schilderung von Straßen darauf zu achten ist, 
dass die Befahrbarkeit mit Großfahrzeugen der 
Feuerwehr jederzeit uneingeschränkt möglich 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und sind im Rahmen der Umsetzung zu beach-
ten. Die Festsetzungen des Bebauungsplans 
stehen dem nicht entgegen.  
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ist (lichte Fahrbahnbreite mindestens 3,05 m 
gemäß StVO, Breite darf nicht durch ordnungs-
gemäß parkende/abgestellte Fahrzeuge ein-
geengt werden). 
 

 
A.3.3 

 
Amt für Schule, Schreiben vom 11.12.2017 
 
Die in den bisherigen Stellungnahmen des 
Fachamts getroffenen Aussagen zu Kapazitä-
ten und Prognosen für die Grundschule Ubbe-
dissen sowie die Folgekosten für die Schüler-
beförderung werden nochmals bestätigt. 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 
A.3.4 

 
Bauordnung, Schreiben vom 22.11.2016 
 
Es werden redaktionelle Anregungen bzgl. der 
Nummerierung in Planzeichenerklärung und 
textlichen Festsetzungen gegeben. 
 

 
 
 
Die Zahl der Wohneinheiten wird redaktionell in 
der Planzeichenerklärung im Nutzungsplan 
unter Punkt 4 ergänzt. Darüber hinaus besteht 
kein Anpassungserfordernis. 
 

 Es wird darauf hingewiesen, dass Hecken kei-
ne baulichen Anlagen sind und daher nicht als 
Einfriedungen festgesetzt werden sollten. 

Die Regelungen zu Gestaltungs- und Bepflan-
zungsvorschriften dienen der Gewährleistung 
einer straßenräumlichen und nachbarschafts-
verträglichen Einbindung. Da grundsätzlich 
auch Hecken eine Einfriedungsart darstellen 
(siehe u. a. Gädtke et al. (2008): BauO NRW – 
Kommentar, 11. Auflage, Köln) besteht im Ein-
vernehmen mit der Bauordnung kein weiterge-
hender Handlungsbedarf. 
 

 Es wird darauf hingewiesen, dass die Festset-
zung zur Rücknahme von Garagen/Carports 
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflä-
chen (Abstand im Zufahrtbereich von mindes-
tens 5 m zur Begrenzungslinie öffentlicher Ver-
kehrsflächen) im Zusammenspiel mit den fest-
gesetzten Baugrenzen (Abstand z. T. 4 m zur 
Straße) nicht sicherstellt, dass eine zusätzliche 
Stellplatztiefe auf allen überplanten Grundstü-
cken erreicht werden kann. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An-
gestrebt wird mit der angesprochenen Festset-
zung insbesondere aus Gründen der Stadtge-
staltung die baulich-gestalterische Freihaltung 
der straßenraumwirksamen Randbereiche. 
Zielsetzung ist es daher, die optische Präsenz 
derartiger Anlagen im Straßenraum weiterhin 
im Rahmen zu halten und die straßenbeglei-
tenden Flächen neben der Grundstückser-
schließung insbesondere der gärtnerischen 
Gestaltung vorzuhalten. Die Festsetzung dient 
insofern nicht der Schaffung eines zusätzlichen 
Stellplatzes auf dem Grundstück, dies kann je 
nach Anordnung/Ausrichtung auf dem Bau-
grundstück aber ein positiver Begleiteffekt sein. 
 

 
A.3.5 

 
Wohnungsbauförderung/Wohnungsaufsicht, 
Schreiben vom 18.12.2017 
 
Am Standort ist öffentlich geförderter Woh-
nungsbau in der Form von Mietwohnungen und 
Eigenheimen möglich. 
Die Aufgabe der zu Beginn des Planverfahrens 
verfolgten Errichtung kleinteiliger Mehrfamili-
enhäuser wird unter dem Aspekt Schaffung 
„bezahlbarer“ Mietwohnungen nicht geteilt. 
Vorgeschlagen wird, am Standort an der 25 %-

 
Hinsichtlich der vorgetragenen Anregung hat 
ein Abstimmungsgespräch am 24.01.2018 mit 
der Wohnungsbauförderung stattgefunden. 
Aufgrund der städtebaulichen Rahmenbedin-
gungen sollen geförderte Eigentumsmaßnah-
men angerechnet werden. Mit dem Investor 
wird vertraglich geregelt, dass gefördertes 
Wohneigentum anzurechnen ist. 
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Quote für Mietwohnungen hilfsweise in Dop-
pelhäusern festzuhalten und entsprechende 
vertragliche Vereinbarungen mit dem Vorha-
benträger zu treffen. Übertragen auf das Ge-
biet ergeben sich so 6 Mietwohnungen. 
Darüber hinaus wird um Beachtung des Rats-
beschlusses zur langfristigen Sicherung von 
preisgünstigem Mietwohnungsbau vom 
25.06.2015 einschließlich der Ergänzung vom 
17.12.2016 gebeten.  
 

 
A.3.6 

 
Amt für Verkehr/Nahmobilität, Schreiben vom 
07.12.2017 
 

 

 Angeregt wird die Sicherung einer Verbindung 
für den Fuß-/Radverkehr entlang der Bahnlinie 
zwischen dem südlichen Ende der Straße Am 
Rollkamp in Richtung Osten bis zur Straße Am 
Bollholz für die kleinteilige Erschließung des 
Quartiers und zur Verbesserung von Fuß-/Rad-
verbindungen (entweder 3,00 m breiter Fuß-/ 
Radweg als öffentliche Verkehrsfläche oder 
Ergänzung des eingetragenen GFL2 auch zu 
Gunsten von Fußgängern und Radfahrern ana-
log GFL1). 
 

Die für eine öffentliche Wegeverbindung ent-
lang der Bahnlinie vorgeschlagenen Flächen 
umfassen ein privates Betriebsgelände, das 
hier aufgenommene GFL sichert lediglich eine 
vorhandene Erdgashochdruckleitung. Insofern 
ist bereits die Flächenverfügbarkeit hier nicht 
gegeben. 
Unabhängig davon wären als Folge einer Fest-
setzung wie angeregt die Übernahme der Flä-
che, eine entsprechende Herrichtung als öf-
fentlicher Fuß-/Radweg und die hiermit ver-
bundenen Kosten durch die Stadt Bielefeld zu 
tragen. 
Darüber hinaus ist auch nicht erkennbar, wel-
che Nutzer von einer derartigen Wegeverbin-
dung profitieren könnten. Die Straße Am Roll-
kamp dient lediglich der Erschließung der dor-
tigen Anwohner, die Straße Am Bollholz als 
Haupterschließung des Plangebiets ist als öf-
fentliche Wegeverbindung vergleichsweise we-
nig frequentiert (ohne Durchgangsverkehr) und 
ohne Umwege aus dem Plangebiet gut zu er-
reichen. Es werden infolge der Planung auch 
keine vorhandenen Wegeverbindungen unter-
brochen. Zudem ist eine sinnvolle Fortführung 
in westliche Richtung aufgrund dort vorhande-
ner privater Gärten nicht erkennbar, so dass 
auch sich auch der potenzielle Nutzerkreis auf 
lange Sicht nicht erweitern würde. Aus den ge-
nannten Gründen ist eine Fuß-/Radwegever-
bindung an dieser Stelle weder sinnvoll noch 
erforderlich. 
Im Übrigen wird auf die Abstandserfordernisse 
für Wege entlang von Bahnanlagen verwiesen 
(s. Stellungnahme der Deutschen Bahn AG, 
Punkt A.2, lfd. Nr. 3). 
 

 Zur Sicherung einer ausreichend breiten Ver-
kehrsfläche entlang der Straße Am Rollkamp 
wird angeregt, nördlich von Haus Nr. 9 zusätz-
lich zur vorhandenen öffentlichen Verkehrsflä-
che auf der Ostseite einen 0,75 m breiten 
durchgehender Streifen analog dem südlichen 
Abschnitt der Straße als öffentliche Verkehrs-

Die zu berücksichtigenden Verkehrsflächen 
wurden im Vorfeld der Entwurfserstellung mit 
den zuständigen städtischen Fachämtern ab-
gestimmt. Für die Straße Am Rollkamp waren 
bereits entsprechend der Stellungnahme vom 
03.03.2017 im Entwurfsplan durchgängig 
4,75 m berücksichtigt. Weitergehender Hand-
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fläche festzusetzen, um zukünftig die maßge-
benden Begegnungsverkehre auf öffentlicher 
Verkehrsfläche abwickeln zu können (vgl. Stel-
lungnahme Amt für Verkehr, Punkt A.1, lfd. Nr. 
24). 
 

lungsbedarf wird nicht gesehen. 

 Zur Sicherung einer ausreichend breiten Ver-
kehrsfläche entlang der Straße Am Bollholz ist 
eine öffentliche Verkehrsfläche in einer durch-
gehenden Breite von mindestens 8,00 m fest-
zusetzen, um die spätere Anlage eines 2,50 m 
breiten Gehwegs bei einer für die maßgeben-
den Begegnungsfälle verbleibenden Fahrbahn-
restbreite von 5,50 m zu ermöglichen. Mit der 
Anlage eines Gehwegs wird eine wichtige An-
bindung des Wohngebiets, der Naherholungs-
wege aus Richtung Osten, der Wohnbebauung 
südlich der Bahnlinie sowie möglicher zukünfti-
ger städtebaulicher Entwicklungen an die vor-
handene Infrastruktur westlich des Wohngebie-
tes (ÖPNV-Haltestellen, Gehwege in Richtung 
Ortskern Ubbedissen) hergestellt. 
 

Die zu berücksichtigenden Verkehrsflächen 
wurden im Vorfeld der Entwurfserstellung zwi-
schen den Fachplanern und den zuständigen 
städtischen Fachämtern abgestimmt. Die An-
lage eines Gehwegs entlang der Straße Am 
Bollholz war hierbei nicht gefordert (s. auch 
Stellungahme Amt für Verkehr, Punkt A.1, lfd. 
Nr. 24). An der im Ursprungplan festgesetzten 
Breite von ca. 9 m sollte nicht mehr festgehal-
ten werden. 
Die Ergebnisse der Abstimmungsgespräche 
sind dem Plankonzept einschließlich Verkehrs-
flächenplanung und der Lage des neuen Ge-
wässerverlaufs sowie dem hierauf aufbauen-
den Entwurfsplan zugrunde gelegt worden. Die 
nunmehr nachträglich angeregte pauschale 
Verbreiterung der Verkehrsfläche ist insofern 
nicht nachvollziehbar, am bisherigen Plankon-
zept wird festgehalten.  
 

 
A.3.7 

 
Amt für Verkehr/Verkehrsplanung und Stra-
ßenverkehrsbehörde, Schreiben vom 
15.12.2017 
 
Aus verkehrsplanerischer, straßenbautechni-
scher und beitragsrechtlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken. 
 

Darüber hinaus werden folgende ergänzende 
Hinweise gegeben: 
 

- Bei Umsetzung der Gewässeroffenlegung ist 
die Fachabteilung Ingenieurbauwerke zu be-
teiligen. 

 

- Die Straßen Am Bollholz (zwischen Bollstra-
ße und Haus Nr. 38) und Am Rollkamp sind 
in ihrer momentanen Breite als Verkehrsflä-
chen gewidmet. Sollte es bei einem endgülti-
gen Ausbau zu einer Verschmälerung der 
Verkehrsfläche kommen, dann würde dies 
eventuell ein Einziehungsverfahren nach § 7 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen erforderlich machen. 

 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und sind im Rahmen der Umsetzung bzw.im 
Rahmen entsprechenden Fachplanungen zu 
beachten.  
 

 Mitgeteilt werden zudem Angaben zu Herstel-
lungs- und Folgekosten der Planstraße. Die 
Herstellungskosten werden vom Investor über-
nommen.  
 

Die mitgeteilten Kosten werden in die Planun-
terlagen aufgenommen. 

 Angeregt wird eine redaktionelle Korrektur des 
Gestaltungsplans im Bereich der nördlichen 
Wegeverbindung in den Freiraum. 
 
 

Der Gestaltungsplan wird redaktionell ange-
passt, um Missverständnissen vorzubeugen. 
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A.3.8 

 
Umweltbetrieb/Stadtreinigung, Schreiben vom 
10.11.2017  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine sat-
zungsgemäße Abfallentsorgung möglich sein 
muss. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Auf die Behandlung der gleichlautenden 
Stellungnahme des Umweltbetriebs vom 
07.12.2015 in Tabelle A.1.3, lfd. Nr. 25 wird 
verwiesen. Weiterer Handlungsbedarf besteht 
im Rahmen der Bauleitplanung dazu nicht.  

 
A.3.9 

 
Umweltbetrieb/Stadtentwässerung, Schreiben 
vom 06.11.2017 
 
Die Belange des Umweltbetriebs werden in 
den Planunterlagen bereits berücksichtigt. Er-
gänzend wird angeregt den Regenüberlauf 
sowie den verrohrten Abschnitt des Gewässers 
in der Straße Am Bollholz in den Nutzungsplan 
aufzunehmen sowie den als geplanten Re-
genwasserkanal dargestellten Kanal im Be-
reich der Fleischerei als Abschnitt des verrohr-
ten Gewässers zu bezeichnen. 
 

 
Zur umfassenden Information sind im Nut-
zungsplan die bestehenden Hauptversor-
gungsleitungen und -entwässerungseinrichtun-
gen nachrichtlich dargestellt. Die Übernahme 
aller darüber hinaus vorhandenen Anlagen ist 
jedoch auch im Hinblick auf die Lesbarkeit des 
Plans nicht zielführend. Von einer nachrichtli-
chen Übernahme eines vorhandenen Regen-
überlaufs wird daher abgesehen. 
Darüber hinaus sind die Abstimmungen der 
Entwässerungsplanung mit den zuständigen 
Fachämtern noch nicht abgeschlossen, so 
dass der genaue künftige Gewässerverlauf 
noch nicht bekannt ist. Eine nachrichtliche 
Darstellung im Bebauungsplan kann daher 
nicht erfolgen. Aus dem Nutzungsplan heraus-
genommen wird in diesem Zusammenhang der 
bisher nachrichtlich dargestellte Regenwasser-
kanal.  
 

 Darüber hinaus werden aktualisierte Kosten für 
die erforderlichen öffentlichen Entwässerungs-
einrichtungen mitgeteilt. 
 

Die mitgeteilten Kosten werden in die Planun-
terlagen aufgenommen. 

 
A.3.10 

 
Umweltbetrieb/Friedhöfe und Grünflächen, 
Schreiben vom 18.12.2017 
 
Aus freiraumplanerischer Sicht bestehen keine 
Bedenken. 
Seitens der Grünunterhaltung werden Hinwei-
se bzgl. der Böschungsneigung am geplanten 

Mulden‐Rigolen‐System gegeben.  
Empfohlen wird zudem, bei Baumpflanzungen 
entlang der Straße etc. Arten aus der Liste 
Klimabaumarten zu wählen. Der vorhandene 
Baumbestand ist während der Baumaßnahmen 
gemäß DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflan-
zenbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen“ zu schützen. 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und sind im Rahmen der Umsetzung zu beach-
ten. Die Festsetzungen des Bebauungsplans 
stehen dem nicht entgegen.  
Im Übrigen wird auf die Ergebnisse der im Vor-
feld der Entwurfserstellung erfolgten Abstim-
mungsgespräche zwischen den Fachplanern 
und den zuständigen städtischen Fachämtern 
zu Gewässerverlauf, Böschungsneigungen etc. 
sowie auf den in diesem Rahmen u. a erbrach-
ten Nachweis zur Standsicherheit der Bö-
schungen (s. Schreiben des Ingenieurbüros 
Dipl.-Ing. Scheu & Co. GmbH, 22.06.2017) 
verwiesen. Einzelheiten hierzu sind im Rah-
men der Gewässerplanungen zu klären.  
 

 


